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Vor Eintritt in die Tagesordnung

Vorsitzender Wolfgang Jorg schlagt vor, mit dem Tagesordnungspunkt 1 gemein-
sam die Tagesordnungspunkte 4 und 15 zu behandeln.

Jens Kamieth (CDU) regt daruber hinaus an, die Tagesordnungspunkte 11 und 13
gemeinsam aufzurufen.

Der Ausschuss kommt Uberein, mit dem Tagesordnungspunkt 1
gemeinsam die Tagesordnungspunkte 4 und 15 zu behandeln
sowie die Tagesordnungspunkte 11 und 13 gemeinsam aufzu-
rufen.
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1 Aktuelle Lage in der Corona-Krise im Kontext des Ausschusses/Quo vadis
Kitabetrieb?

Bericht

der Landesregierung
Vorlage 17/4470
Vorlage 17/5151

In Verbindung mit:

4  Adipositaspravalenz durch verfehlte Coronapolitik — MaBnahmen entwickeln
um Kinder und Jugendliche vor den Folgen des Lockdowns zu schiitzen

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/14058

— Abschliefliende Beratung und Abstimmung

In Verbindung mit:

15 Luftfilter — Sachstand des Programms (Bericht beantragt von der Fraktion der
SPD [s. Anlage 3])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5635

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales — federfiihrend —, an den Sportausschuss,
an den Ausschuss fiir Schule und Bildung, an den Ausschuss flir
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz sowie an
den Ausschuss fiir Familie, Kinder und Jugend am 17.06.2021)

Minister Dr. Joachim Stamp (MKFFI): Lieber Herr Vorsitzender, meine Damen und
Herren! Die Arbeitsbelastung ist im Moment in Kombination mit COVID, Flut und Af-
ghanistan sehr, sehr hoch. Deshalb bitte ich, wenn ich erst verspatet anwesend sein
kann und es Verzogerungen beim Berichtswesen gibt, ein wenig grol3zugig mit uns
umzugehen.

Mit Ende der Sommerferien ist auch in der Kindestagesbetreuung wieder der Regel-
betrieb angelaufen. Wir haben uns im Vorfeld mit den Tragern und auch den Eltern zur
aktuellen Situation ausgetauscht. Mein Anliegen ist bekannt: Wir wollen Kindern frih-
kindliche Bildung weiter in vollem Umfang ermdglichen und dies im weiteren Verlauf
auch in den Mittelpunkt stellen.

Mit Wirkung vom 20. August 2021 ist die neue Coronabetreuungsverordnung in Kraft
getreten. Wir setzen nun auch im Bereich der Kindertagesbetreuung die 3G-Regel und
die Maskenpflicht in Innenrdumen um. Aul3er in den Bring- und Abholsituationen der
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Eltern ist damit flr Beschaftigte, Eltern und Dritte ein Betreten der Angebote nur noch
erlaubt, wenn die Personen immunisiert oder getestet sind.

Auch Beschaftigte und Kindertagespflegepersonen, die nicht immunisiert sind, mus-
sen zweimal die Woche einen Test machen. Hier gibt es sowohl die Moglichkeit der
beaufsichtigten Beschaftigtentestung als auch eines Blrgertests. Flr Kindertagespfle-
gepersonen wird in der Regel ein Burgertest erforderlich sein. Sofern Eltern oder Dritte
anwesend sind, gilt zudem fir alle Anwesenden — auch flr die Beschaftigten — die
Maskenpflicht. In der Betreuung der Kinder gibt es weiter weder fur Kinder noch fur die
Beschaftigten und Kindertagespflegepersonen eine Maskenpflicht. Mit wenigen Aus-
nahmen sind diese beiden Grundregelungen einzuhalten. Unsere Testlieferungen fur
Beschaftigte, Kindertagespflegepersonen und Kinder setzen wir zudem fort.

Damit gleichen wir unsere Regelungen an die allgemein gultigen Regelungen an und
sorgen so fur Transparenz und Nachvollziehbarkeit.

Gleichzeitig — das ist uns wichtig — ist dies auch der Fahrplan zurick in die Normalitat.
Dieses Zurlck zur Normalitat ist mir mit Blick auf die Kinder besonders wichtig. Kinder
brauchen nach all den Monaten ein verlassliches Angebot. Fruhkindliche Bildung soll
wieder im Mittelpunkt stehen. Auch fur die Kindertagesbetreuung gilt das Ziel, Kindern
ein Aufholen zu ermoglichen, wo es notig ist.

Kinderarztinnen und Kinderarzte bestatigen, das Fehlen von Normalitat, die Isolation,
der Wegfall von Bildungschancen und Bewegungsmangel sind fur Kinder und Jugend-
liche insgesamt ein groReres Risiko als eine potenzielle Coronainfektion.

Wir alle wissen, wie wichtig die emotionalen und kognitiven Grundlagen der frahkind-
lichen Phase sind, die hier flr das weitere Leben gelegt werden. Die Politik sollte sich
nicht Uber den expliziten Rat der Kinderarztinnen und Kinderarzte hinwegsetzen.

Das aktuelle Infektionsgeschehen zeigt, Corona verbreitet sich primar unter Kindern
und Jugendlichen. Wer also Kinder vor einer Infektion schitzen will, kann das nur dann
wirksam erreichen, wenn er die sozialen Kontakte von Kindern und jungen Menschen
einschrankt und ihnen so Bildungs- und Entwicklungschancen nimmt. Genau das
macht aber unsere Kinder und Jugendlichen krank. Mit Blick auf die vergangenen
schweren Zeiten ist es derzeit nicht vorstellbar, Bildungs- und Freizeitangebote fur Kin-
der und Jugendliche wieder einzuschranken; denn das schadet diesen weit mehr als
dass es ihnen nuitzt.

Meine Damen und Herren, ein geordneter Kitabetrieb ist natlrlich nur dann maglich,
wenn bei einer festgestellten Infektion nicht regelmaRlig die gesamte Kitagruppe in
Quarantane muss. Ich habe mich personlich schon 6ffentlich dazu bekannt, dass ich
es gerade mit Blick auf die Kinder und Jugendlichen fur angebracht halte, eine Qua-
rantane oder Isolation nur fir jene, die nachweislich infiziert sind, anzuordnen.

Wir brauchen hier auf jeden Fall eine Anpassung. In welcher Form, das mussen wir
aber grundlich, insbesondere rechtlich prifen. Wir stehen dazu nicht nur auf Landes-
ebene, sondern auch auf Bundesebene mit dem Bundesgesundheitsministerium und
dem RKI in einem intensiven Austausch. Kommende Woche wissen wir sicherlich
mehr.
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Wir hatten uns gewlnscht, dass sich die Gesundheitsamter zurlickhaltender bei der
Quarantane verhalten hatten. Es wird aber regelmafig auf das RKI rekurriert. Deshalb
ist es wichtig, dass man mit dem RKI zu einer Verstandigung kommt.

Zum Monitoring: Wahrend der Sommerpause war das Monitoring des MKFFI ausge-
setzt. Seit dem 17.08. fragen wir wieder wochentlich in den 10.600 Kindertageseinrich-
tungen sowie in den Jugendamtern die Situation in der Kinderpflege ab.

Uber die Meldungen nach § 47 SGB VIII haben wir auch in der Sommerpause das
Infektionsgeschehen weiter beobachtet. Die aktuellen Zahlen zu den Schlielungen
und Infektionen sind nicht abschlieRend, da die Zahlen Uber die Schlie3ung fortlaufend
und teilweise ruckwirkend gemall § 47 SGB VIII gemeldet und in die Listen der Lan-
desjugendamter eingearbeitet werden.

Durchschnittlich waren im August nach den bisher vorliegenden Meldungen an einem
Tag montags bis freitags 103 Einrichtungen teilweise und elf Einrichtungen komplett
wegen InfektionsschutzmalRnahmen geschlossen. Insgesamt waren dies im Schnitt
1,1 % der Einrichtungen. Das ist eine relativ geringe Zahl, aber dennoch bin ich der
Meinung, dass es hier Veranderungen braucht, um zu noch geringeren Zahlen zu kom-
men. Dazu habe ich eben ausgeflnhrt.

Laut den bisher vorliegenden Meldungen, die dem MKFFI von den Landesjugendam-
tern vorliegen, waren im Laufe des August von den rund 10.600 Einrichtungen 348
Kindertageseinrichtungen teilweise und 49 Kindertageseinrichtungen komplett wegen
InfektionsmalRnahmen geschlossen.

Laut den bisher vorliegenden Meldungen nach § 47 SGB VIII, die dem MKFFI von den
Landesjugendamtern vorliegen, waren im Laufe des August 514 Kinder und 215 Be-
schaftigte in der Kindertagesbetreuung infiziert. Fur die 34. Kalenderwoche meldeten
111 Jugendamter 61 zeitweise SchlieSungen in der Kindertagespflege wegen Quaran-
tane. Diese und weitere Zahlen finden Sie zudem auch auf unserer Homepage.

So weit zunachst.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Vielen Dank, Herr Dr. Stamp. — Gibt es Wortmeldun-
gen? — Herr Maelzer.

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. — Vielen Dank, Herr Mi-
nister, fur den Bericht. Bei mir ist besonders Ihre Aussage hangengeblieben, man
musse auf die Kinderarzte horen. Da durfe sich Politik nicht anders entscheiden. Als
Nachstes haben Sie gesagt, von den Gesundheitsamtern hatten Sie erwartet, dass sie
zurUckhaltender vorgehen und sich nicht an dem orientieren, was das RKI sagt.

Ich finde, diese Gegenuberstellung ist ein wenig schwierig; denn wer sagt, dass die
Expertise von Kinderarzten immer die bessere ist als die der Gesundheitsamter? Wir
haben es mit unterschiedlichen widerstreitenden wissenschaftlichen Meinungen zu
tun. Ich finde, Politik muss abwagen — ja —, aber sie darf sich nicht einfach nur das
aussuchen, was politisch am Genehmsten ist.
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In der Vergangenheit haben wir aber schon gehdrt, dass Sie aber bei der Frage der
Einschatzung mit dem RKI 6fter auseinanderliegen. Das sehen wir auch heute noch;
denn das RKI, das Robert Koch-Institut, empfiehlt den Einsatz von PCR-Lollitests in
Kitas. Dieser Empfehlung wollen Sie in dieser Form nicht folgen. Sie sagen, Sie be-
kommen das flachendeckend landesweit nicht hin. Es ist aber etwas anderes, wenn
man sagt, man bekommt es selbst nicht hin, man dann aber den Kommunen noch
Steine in den Weg legt.

Ich glaube, erst gestern oder vorgestern kam die Vorlage des Finanzministeriums,
dass die Landesunterstitzung bei PCR-Lollitests geklrzt werden soll. Ich glaube, das
ist in einer Situation, in der wir hohe Inzidenzen bei Kindern und Jugendlichen haben,
das vollkommen falsche Signal. Wir missen jetzt die Kommunen mehr darin unterstut-
zen, dass sie diese sicherere Form der Testung bei sich vor Ort vornehmen kdnnen.
Sie tun das Gegenteil. Das ist angesichts der Entwicklung der Coronapandemie, die
sich jetzt verstarkt in unseren Bildungseinrichtungen oder zumindest fur Kinder im All-
tag, in dem sie in Bildungseinrichtungen sind, vollzieht, das vollkommen falsche Signal.

Genau das schreiben Ihnen auch die kommunalen Spitzenverbande. Die kommunalen
Spitzenverbande schreiben lhnen, die Kirzung, die Sie vorhaben, entspricht nicht
dem, was an Geldmitteln vorhanden ist, und sie winschen sich, dass mehr PCR-Lolli-
tests in den Kitas ermdglicht werden.

Wenn man Uber Sicherheit spricht, wenn man das gemeinsame Ziel hat, das wir,
glaube ich, alle in diesem Raum haben, dass wir die frihkindliche Bildung aufrecht-
erhalten wollen, dann muss man diese Sicherheitsmallinahmen unterstitzen und nicht
an der Stelle Anstrengungen zurtckfahren. Das ist der falsche Weg.

Das Gleiche gilt auch fur das Thema ,Luftfilter”. Da hat die Landesregierung bis ver-
gangenen Freitag und damit bis nach den Sommerferien gebraucht, bis jetzt endlich
die Regularien fur die Kitas und Schulen feststehen.

In der Sommerpause habe ich mit Kitatragern gesprochen und gefragt: Wisst ihr jetzt,
was zum Thema ,Luftfilter* kommt? Gibt es wenigstens schon einmal Hinweise, auch
wenn das jetzt noch nicht alles fixiert ist? Die wussten von nichts. Diese Landesregie-
rung hat den gesamten Sommer gebraucht, um Regelungen zu erlassen, die im End-
effekt nicht dazu fuhren werden, dass wir flachendeckend den Einsatz von Luftfiltern
haben, sondern nur in sehr ausgewahlten Raumen. Da hat sie wieder einen Sommer
verstreichen lassen. Ich weil, jetzt wollen Sie die Schuld gerne auf andere Ebenen
abschieben, aber andere Bundeslander waren da durchaus weiter. Schauen Sie nach
Hamburg, schauen Sie nach Bremen, schauen Sie beispielsweise nach Bayern. Die
haben das auch friher hinbekommen als Nordrhein-Westfalen. Das halte ich fur ein
grol3es Versaumnis.

Wir haben vor der Sommerpause daruber diskutiert, dass Corona nach den Sommer-
ferien auch und gerade in unseren Kitas nicht vorbei sein wird. Wenn wir von Inziden-
zen sprechen, die oft dreimal so hoch wie in der Gesamtbevodlkerung in unseren Kitas
und unseren Schulen sind, dann war es eben ein groRer Fehler, das Alltagshelferpro-
gramm am Ende des vergangenen Kitajahres zu beenden. Noch immer gibt es bei den
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Hygienemalinahmen einen Haufen Arbeit in unseren Kitas. Da waren die Alltagshel-
ferinnen und Alltagshelfer weiterhin eine gute Unterstitzung gewesen. Es ist fir mich
immer noch unverstandlich, weshalb Sie da keine Bereitschaft gezeigt haben, dieses
Programm zu verlangern.

Ich will aber mit zwei sehr konkreten Fragen schliel3en, die, glaube ich, fur viele in der
Landschaft wichtig sind, weil da noch Unsicherheiten bestehen.

Sie haben Coronabetreuungsverordnung angesprochen. Da ging es auch darum, dass
Beschaftigte entweder geimpft oder getestet sein missen. Wenn man sich die Para-
grafen anschaut, dann ist das manchmal missverstandlich. Wenn sich eine Beschaf-
tigte oder ein Beschaftigter in der Kita weder hat testen lassen noch immunisiert ist,
darf diese Person dann Uberhaupt nicht mit Kindern arbeiten oder reicht es, wenn sie
tagsuber eine Maske tragt? Was sagt dazu konkret die Betreuungsverordnung aus?
Gar nicht oder reicht eine Maske?

Meine zweite Frage bezieht sich auf den Bereich Luftfilter. Da ist von Raumen die
Rede. Ich frage einmal ganz konkret: Ist ein Flur auch ein Raum? Weil wir haben na-
turlich die Situation, das viele Flure nicht geluftet werden kdnnen, wir dort aber mit sehr
vielen Menschen auch von auf3erhalb der Einrichtung in Kontakt kommen. Kénnen
Luftfilter also auch fur nichtliftbare Flure eingesetzt werden?

Vorsitzender Wolfgang Jorg : Vielen Dank, Herr Dr. Maelzer. Ich méchte noch darauf
hinweisen, dass wir wie immer im Stream sind. Man kann uns also im Internet verfol-
gen. — Frau Dworeck-Danielowski, bitte.

Iris Dworeck-Danielowski (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. — Auch von meine
Seite aus vielen Dank fur den Bericht, den ich nicht aus meiner Position als Mandats-
tragerin, sondern insbesondere als Mutter extrem begrufe.

Im Gegensatz zu lhnen, Herr Dr. Maelzer, bin ich froh, dass sich die Landesregierung
eher an der Expertise von Kinder- und Jugendarzten sowie Kindertherapeuten als am
RKI orientiert, dessen Vorsitzender immerhin Tierarzt ist. Vielleicht kann man Corona
bei Kindern nicht vergleichen, um die Infektionen zurtickzuhalten, wie das bei — was
weild ich — bei einer Schweineherd geschieht, um die Klauenseuche zu unterbinden.
Deshalb bin ich froh, dass wir uns hier eher an Kinderarzten und Kindertherapeuten
und nicht an Tierarzten orientieren.

Es bewegt mich sehr oder ich finde es sehr erfreulich, wenn man den Unterschied
sieht. Die meisten von uns hier haben auch Kinder. Naturlich konnte man die Ein-
schrankungen in der Coronazeit, wo sie gegebenenfalls auch notwendig waren usw.,
ertragen. Kinder sind wahnsinnig anpassungsfahig, und alle haben das Beste daraus
gemacht. Man sieht aber auch jetzt den himmelschreienden Unterschied, wie die Kin-
der — auch die Grundschulkinder und die Kindergartenkinder — durch die Ruckkehr in
die Normalitat wieder aufblihen. Das ist doch Uberhaupt kein Vergleich. Sie sind wie-
der spontan, glucklich, fréhlich, aufgeschlossen und kreativ. Man hatte vorher das Ge-
fuhl gehabt, obwohl man noch nicht einmal von einer Depression sprechen konnte, wie
lethargisch die meisten Kinder waren, wahrend sie jetzt wieder aufblihen. Sie haben
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wieder Sportunterricht, sie haben wieder Sportkurse, es wird wieder Musik angeboten.
Wenn man den Unterschied von vorher zu jetzt sieht, dann ist es doch offensichtlich —
sogar ohne dass tatsachlich etwas diagnostiziert wurde oder es zu den vielen schlim-
men Fallen kam, die tatsachlich stationar psychiatrisch behandelt werden mussten o-
der sonst was —, was das mit den Kindern gemacht hat.

Da muss ich sagen, ich bin absolut glicklich daruber, dass hier die Einschatzung ge-
teilt wird und dem Rat der Kinderarzte gefolgt wird, dass eine Infektion — Sie haben
gerade die Inzidenzwerte angesprochen, die bei den Kindern und Jugendlichen in der
Tat aktuell deutlich héher liegen als bei der restlichen Durchschnittsbevélkerung — von
Kindern vielleicht auch besser verkraftet werden kann. Bis dato waren wir auch der
Meinung, dass es fur das Immunsystem von Kindern durchaus gut ist, einmal eine
Infektion durchzumachen. Wir haben auch in der Vergangenheit nicht jede Infektion
bei Kindern verhindert. Das haben wir natirlich da durch Impfungen gemacht, wo der
Nutzen der Infektionsverhinderung gegenuber einer durchgemachten Infektion deut-
lich Uberwiegt, wie zum Beispiel bei Masern, aber ansonsten ist doch die Aussagekraft
der Inzidenzwerte, die Sie gerade angesprochen haben, bisher relativ gering.

Ich habe nichts daruber finden kénnen — vielleicht haben Sie bessere Rechercheer-
gebnisse —, wie viele Kinder von denen, die positiv getestet wurden, tatsachlich
schwere Verlaufe hatten, wie die Hospitalisierungsraten von Kindern usw. Diese Daten
liegen Uberhaupt nicht vor. Es liegt irgendwie auf der Hand, dass Kinder naturlich
dadurch, dass sie als einzige Gruppe oder eine der Hauptgruppen regelmallig getestet
und gemonitort werden, hohere Inzidenzen haben. Die einzige Aussagekraft sehe ich
darin, wie viele von den Kindern tatsachlich schwer und auch bedrohlich erkranken,
sodass man dann gegebenenfalls andere MaRnahmen ergreifen muss.

Ansonsten begrifde ich insbesondere auch als Mutter den Kurs der Landesregierung.
Ich habe auch noch keine andere Mutter in der Kita oder Grundschule getroffen, die
das anders sieht. Die meisten sind heilfroh dartber, dass es ihren Kindern jetzt wieder
besser geht.

Danke.

Marcel Hafke (FDP): Ich finde, es ist eine bemerkenswerte Debatte, die die SPD wie-
der zum Einstieg gewahlt hat. Die Kitas sind durchgangig seit dem ersten Lockdown
offen. Wir stellen eigentlich bis heute fest, dass sie nicht Panademietreiber sind, da
auch kein ungeordnetes Infektionsgeschehen ausbricht und alle Kinder massiv erkran-
ken und uns in Krankenhaus kommen. Deshalb finde ich es schon bemerkenswert,
welche Debatte Kollege Maelzer anfangt zu fihren.

Ich wirde empfehlen, einmal einen Blick Uber den Tellerrand zu werfen und zu
schauen, was bei unseren europaischen Nachbarn passiert. Danemark wird jetzt alle
Beschrankungen aufheben. England hat sehr oOffentlich einen entsprechenden Kurs
gefahren. Weiter sind die Niederlande, Osterreich und ltalien zu nennen. Es ist also
meines Erachtens eine sehr singulare deutsche Debatte, die wir Uber Punkte fihren,
zu denen ich frage, was es den Kindern im Ergebnis bringt. Wir wissen alle, dass das
Soziale und die Bildungsgerechtigkeit gerade im Kindergartenalter entscheidend sind.
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Ich finde es daher bemerkenswert, wenn sich Gesundheitsbehdrden auf eine Bundes-
behorde — RKI — beziehen, obwohl das Land mit dem Gesundheitsministerium, dem
Schulministerium und auch dem Familienministerium eigentlich sehr klare Ansagen
gemacht hat, sodass wir da tatsachlich zu einer Neueinsortierung kommen mussen.

Ich wirde die SPD ganz gerne einmal fragen, wie sie sich das mit den PCR-Lollitests
vorstellt. Wenn man das machen wuirde, musste das auch fur die Tagespflege gelten,
weil wir beide Systeme gleichbehandeln. Wir haben 18.000 Tagespflegepersonen und
11.000 Einrichtungen. Wie konnen Sie sicherstellen, dass erstens die Logistik funktio-
niert, und wollen Sie zweitens alle Kinder verpflichtend testen lassen, auch die Einjah-
rigen, die Sechsmonatigen, die Dreijahrigen oder Vierjahrigen? Das wirde mich schon
interessieren, weil es nach meiner Auffassung schon ein Unterschied ist, ob ein Kind
ein Jahr oder sieben, acht oder zehn Jahre alt ist und in der Schule getestet wird. Das
ist nach meiner Auffassung, so wie ich das erlebe, ein gravierender Unterschied.

Dann kommt hinzu, dass die Kommunen naturlich aktuell in die Lage versetzt werden
mussen, Herr Kollege, Lollitests mit PCR durchzufihren. 6 Euro bekommen Sie ins-
gesamt an Erstattung vom Land. 1,50 Euro mussten sie selbst dazu beitragen. Es ist
bemerkenswert, dass bis auf wenige Ausnahmen die Kommunen diesen Schritt nicht
gehen. Vielleicht ist deshalb die Frage der Praxistauglichkeit und nach der Sinnhaf-
tigkeit einer solchen Forderung tatsachlich einmal zu stellen. Oder sollten wir nicht
dahin gehen zu sagen, dass das, was Kinderarzte, Eltern und im Ubrigen auch Erzie-
her fordern, vielleicht der richtige Weg ist, wir Kinder Kinder sein lassen und diese
Debatte entsprechend fuhren?

Beim Thema ,Luftfilter” finde ich etwas schrag, nur dem Land einen Vorwurf zu ma-
chen. Der Bund hat bis vor Kurzem noch gebraucht, um Uberhaupt die entsprechenden
Verordnungen und Anordnungen auf den Weg zu bringen, damit sich das Land danach
richten kann. Das heil3t, da wir nachgeordnet und darauf angewiesen sind, dass Un-
terstitzung aus Berlin kommt, kann man den Weg gehen.

Im Ubrigen ist es auch anders als bei der Schuldiskussion. Nach der Kitagesetzgebung
ist es so, dass wir eine geteilte Verantwortung zwischen den Tragern, dem Land und
den Kommunen haben. Deshalb ware ich dankbar — so habe ich auch die Debatte
vonseiten der SPD verstanden —, dass Sie den Vorwurf, dass nicht ausreichend Luft-
filter auf eigene Verantwortung angeschafft wurden an die Kommunen, an die Trager
zurtckspielen, weil die mussen sich genauso darum kiimmern. Es ist nicht nur Auf-
gabe des Landes, daflr zu sorgen, sondern wie bei der KiBiz-Finanzierung ist von
allen drei daflir zu sorgen. Ich wirde dann an die Trager weitergeben, dass Sie erwar-
ten, dass sie entsprechend einsteigen.

Die Debatte zu den Alltagshelfern haben wir schon mehrfach gefuhrt. Deshalb finde
ich das auch bemerkenswert.

Erstens war vom ersten Tag an mit allen klar und deutlich verabredet, dass das Pro-
gramm auslauft.

Zweitens ist das KiBiz in Personalfragen ausfinanziert, und eine Weiterbeschaftigung
ist jederzeit — im Ubrigen auch schon vor der Coronapandemie — moglich.
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Drittens — das haben wir auch diskutiert, Herr Kollege — ist das, was jetzt die Landes-
regierung angestof3en hat, das grof3te Rekrutierungs- und Qualifizierungsprogramm,
das wir in der Geschichte dieses Landes erleben. Ich glaube, das ist im Ergebnis, wenn
man es mittelfristig betrachtet, mehr wert als das, was wir im Moment haben.

Daher bin ich dem Minister und der Landesregierung sehr denkbar fur den Weg, den
wir gehen, weil er dafur sorgt, dass die Einrichtungen offen bleiben konnen, mit Au-
genmal gehandelt wird und man den Panikmodus, in dem sich die SPD seit Wochen
befindet, etwas abrustet und mit Verhaltnismafigkeit an eine solche Debatte heran-
geht. Ich finde, das ist genau der richtige Punkt. Ich habe den Eindruck, dass die Eltern
genau das ruckspiegeln und widerspiegeln. Das sollte dann in dem Augenblick der
MaRstab sein, weil Eltern mit den Kindern dann vielleicht entscheiden kdnnen, ob das
der richtige Weg ist, den wir gehen kdnnen.

Vielen Dank, Herr Vorsitzender.

Josefine Paul (GRUNE): Sehr geehrte Damen und Herren! Ich finde es bemerkens-
wert, dass sich diese Debatte immer in einem Entweder-oder-Modus befindet. Es geht
nicht um die Frage, sind Kinder und Kitas Pandemietreiber oder nicht. Nein, wir wissen
alle, dass sie keine Pandemietreiber sind. Es geht aber auch gar nicht um diese Frage,
sondern es geht um die Frage, Kinder vor Infektionen zu schitzen. Ich wirde dem
widersprechen, dass wir uns da sozusagen auf der sicheren Seite befinden. Wir haben
hohe Inzidenzen, und wir wissen leider zu wenig Uber die Langzeitfolgen. Selbst
asymptomatische Kinder kdnnen an Long COVID erkranken.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])

— Ja, Marcel Hafke, Sie zucken mit den Schultern. Wir wissen einfach nicht, was pas-
siert.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])

— Ich sage nicht, dass alle an Langzeitfolgen erkranken werden, aber Sie konnen ge-
nauso wenig sagen, dass sie das nicht tun werden, weil wir es einfach nicht wissen.
Langzeitfolgen hat, wie es der Name besagt, auch etwas mit lang zu tun. Wir werden
das beobachten mussen, und wir werden das auch weiter erforschen mussen. Man
kann das nicht einfach wegignorieren. Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass wir froh
sind, wenn sich herausstellt, dass die Auswirkungen nicht schlimm sind, aber wir wis-
sen das nicht. Ich finde es fahrlassig, auf dem Rucken von Kindern einfach zu behaup-
ten, Long COVID spiele da keine Rolle, Langzeitfolgen kdnnen wir ausschlief3en. Nein,
das konnen wir eben nicht. Dazu braucht es mehr Forschung, und es braucht auch
eine gezielte medizinische Unterstitzung.

Das heil3t auf der anderen Seite aber auch nicht, dass es um die Frage geht, entweder
auf oder zu, sondern wir sind uns alle miteinander einig, dass Schulen, Kitas, aber im
Ubrigen auch Jugendeinrichtungen — es geht nicht nur um Schule und Kita, sondern
es geht insgesamt um die Lebenswelten junger Menschen — offen bleiben missen,
dass das die Prioritat ist.



Landtag Nordrhein-Westfalen -16 - APr 17/1525

Ausschuss fur Familie, Kinder und Jugend 02.09.2021
70. Sitzung (Offentlich)

Dafur haben Ubrigens auch Erwachsene eine Verantwortung zu tragen. Die Erwach-
senen sind dafur verantwortlich, sich impfen zu lassen, um einen Schutz um Kinder
und Jugendliche aufzubauen. Das ist ein wichtiger Baustein, aber dazu gehdrt auch,
dass wir dann uberlegen, welche MalRinahmen getroffen werden kdnnen, um die Ein-
richtungen jeweils sicherer zu machen. Dazu gehéren zum einen die Tests.

Jetzt habe ich sehr viel gehort, wie heil3e Kartoffeln hin- und hergeworfen worden sind,
weshalb das alles nicht geht. Ich wirde aber lieber die Frage andersherum stellen:
Was tut das Ministerium zur Ermoglichung? Ja, man kann das moglicherweise nicht
alles flachendeckend sofort ausrollen, aber dort, wo die Kommunen es mdglich ma-
chen kdnnen, sollte man die Kommunen weiter ermutigen und unterstutzen, damit sie
auch die Logistik bewaltigen konnen. Das ist die Diskussion, die wir, glaube ich, fihren
mussen.

Gleiches gilt im Grunde genommen auch fiur die Luftfilterdebatte. Auch da mochte ich
eigentlich keine Debatte fuhren, wer moglicherweise irgendwie schuld gewesen sein
konnte. Auch da wird Verantwortung hin- und hergeworfen. Es geht jetzt darum zu
prufen — das kdnnen naturlich die Einrichtungen am besten —, wo wir Luftfilter brau-
chen. Es wird in Kitas viele Rdume geben, die mdglicherweise auch im Winter gut
geluftet werden konnen, weil es beispielsweise Durchgangsraume zu Spielanlagen
draufen sind usw. Wir massen darlUber reden, dort Moglichkeiten zu eréffnen. Wir
durfen nicht nur immer daruber reden, wer was irgendwie versaumt hat.

Wir werden natirlich in der groRen Debatte im Plenum noch einmal darUber reden,
wer bestimmte Dinge versaumt hat, aber das mussen wir hier nicht vordiskutieren,
zumal ich Marcel Hafke bei der Frage recht geben wirde, dass bei der Frage der Kitas
die Verantwortlichkeit ein bisschen komplexer ist als bei der Frage der Schulen. Trotz-
dem glaube ich aber, wir missen darauf setzen zu Uberlegen, wie wir vor allem fur
Kinder und Jugendliche eine angepasste Normalitat ermoglichen konnen.

Wir reden immer sehr viel dariber, was alles fur Erwachsene maéglich sein muss. Dann
wird gesagt, wir behaupten einfach einmal, dass wir das fur die Kinder auch so hinbe-
kommen. Wir missen aber doch einmal prufen, ob wir diesem eigenen Anspruch tber-
haupt gerecht werden. Das muss eigentlich die Diskussion sein.

Marcel Hafke, wenn Sie sagen, es war von Beginn an klar, dass das Alltagshelferpro-
gramm auslauft, finde ich, ist das keine besonders intelligente Politik in einer Pande-
mie. Von vornherein zu sagen, unabhangig davon, wie sich die Pandemie weiterent-
wickelt, werden wir das Programm auf jeden Fall auslaufen lassen, hat aus meiner
Sicht nichts damit zu tun, vernunftig die Entwicklung zu beobachten und dann festzu-
stellen: Kitas sind keine Pandemietreiber. Sie sind auch von Schlieungen nicht so
stark betroffen. Das ist eine gute Nachricht. Dies aber auch deshalb, weil sie weiterhin
die Hygienemalinahmen einhalten. Das machen jetzt wieder die Fachkrafte selbst.

Wir mussen jetzt nicht die ganze KiBiz-Diskussion aufmachen, aber es ist doch eine
Nebelkerze zu behaupten, das KiBiz ware beim Personalkostenanteil jetzt so ausfi-
nanziert, dass sich naturlich jede Einrichtung, die das mdchte, zusatzliches Personal
besorgen kann. Ich meine, man kann sehr gut nachvollziehen, dass dem nicht so ist.
Vor diesem Hintergrund finde ich, es ist etwas kurzgesprungen, dass jetzt gesagt wird,
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wir haben das doch von Anfang an gesagt. Das wird der Situation aus meiner Sicht
nicht gerecht. Die Verbande und Kitatrager sagen im Ubrigen, dieses Programm hat
sich bewahrt. Sie hatten in der aktuellen Situation, die immer noch Infektionsschutz-
malinahmen erfordert und damit einen Mehraufwand begrindet, diese Krafte sehr gut
in den Einrichtungen gebrauchen kdnnen. Es ist schade, dass das jetzt nicht der Fall
ist.

Uber die Frage, wie gut das Qualifizierungsprogramm im ersten Schritt angelaufen ist —
ich will mich gar nicht Uber das Qualifizierungsprogramm beschweren — und wie histo-
risch das schon wieder ist, was die Landesregierung hier gemacht hat, werden wir uns
vielleicht zu einem anderen Tagesordnungspunkt noch einmal unterhalten.

Jens Kamieth (CDU): Meine Damen und Herren! Es ist schon sehr viel auch Richtiges
gesagt worden, aus meiner Sicht naturgemalf} vor allen Dingen von Marcel Hafke.

([Heiterkeit — Zuruf von Dr. Dennis Maelzer [SPD])
Ich mochte aber trotzdem noch einmal auf zwei Punkte explizit eingehen.

Zum einen auf das, was der geschatzte Kollege Dr. Maelzer zu den Luftfiltern gesagt
hat. Das ist doch eine Schimare. Ich weild auch nicht genau, wen Sie mit |hrer Kritik
treffen wollen. Wenn ich die Férderrichtlinien richtig lese, sind das Landesprogramm
und das Bundesprogramm weitgehend deckungsgleich. Das heif’t, auch Sie bzw. lhre
Mitstreiter in Berlin hatten die Moglichkeit gehabt, in Berlin ein véllig offenes Programm
auf den Weg zu bringen. Es scheint nun einmal einfach so zu sein, dass auch da wis-
senschaftliche Expertise auf die Beratungen Einfluss mit dem Argument hat, dass auch
Luftfilter das Luften nicht komplett vermeiden. Das sagen alle Wissenschaftler. Wir
haben das auch lokal in meiner Heimat immer wieder diskutiert. Letztendlich ist es in
der Tat ein gewisses Plus an Sicherheit, aber es ist nicht der durchschlagende Erfolg
in der Pandemiebekampfung, weil zum einen naturlich noch gellftet werden muss und
zum anderen die anderen Hygienemalnahmen sehr viel wichtiger sind. Deshalb im-
mer nach den Luftfiltern zu rufen, ist genau die Skandalisierung und Dramatisierung,
die Marcel Hafke angesprochen hat.

Gerne auch einen Satz zur geschatzten Kollegin Paul zum Stichwort ,Alltagshelfer.
Es ist nun einmal so, dass es Vertragsgrundlage war, dass die nicht bis in alle Ewigkeit
zusatzlich finanziert werden sollten, und das auch zu Recht. Es besteht fir eine zu-
satzliche Finanzierung kein Bedarf. Da muss man sich auch einmal ehrlich machen.

Wir héren permanent den Ruf nach mehr Fachkraften. Man wirde keine Leute finden,
die man einstellen kénne. Uberall wird gesagt, wir haben unbesetzte Stellen. Das be-
deutet, dass Geld im Topf bleibt. Mit genau diesem Geld kénnten die Alltagshelfer, die
sich unter Umstanden im einzelnen Betrieb, in der einzelnen Kita schon bewahrt ha-
ben, weiterfinanziert werden. Das wird aber nicht gemacht. Vor dem Hintergrund wei-
terhin nach dem Land zu rufen, ist eine Optimierungsdiskussion, die wir hier eigentlich
nicht flhren mussten.

Eva-Maria Voigt-Kuippers (SPD): Ich wiurde gerne eine Mitteilung aus dem Pande-
miebegleitgremium anfligen. Im Zuge dieses Pandemiebegleitgremium haben wir in
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der vergangenen Woche eine Sitzung durchgeflihrt, in der es ein Expertengesprach
zu Long COVID gab. Alle Experten haben zu Long COVID festgestellt, dass durchaus
auch Kinder von Long COVID betroffen sind. DarUber hinaus gibt es auch noch das
PIMS-Syndrom. Auch da weil3 man ahnlich wie bei Long COVID nicht, in welcher
Lange und in welchem Ausmal} Kinder davon betroffen sind. Ich denke, insofern muss
fur uns Grundlage fur alles Denken — das ist hier schon haufiger gesagt worden — die
hdchste Schutzmaoglichkeit fur die Kinder sein. Insofern denke ich, ist es ungerechtfer-
tigt, wenn hier von Panikmache die Rede ist, sondern es geht um die Ernsthaftigkeit,
mit einem Problem umzugehen. Mit einem Problem, von dem wir viele, viele Seiten
noch nicht kennen.

Ich méchte mich auch deutlich Frau Paul anschlielen. Man muss nicht immer alles
nach Schmerz und Wald diskutieren. Viele Inhalte eines kleinen Gefales flllen auch
ein grolRes Gefalk. Insofern kdnnten verschiedene Mallnahmen additiv zusammenge-
fuhrt den groRtmaoglichen Schutz fur unsere Kinder ergeben.

In diesem Zusammenhang habe ich Fragen zu den PCR-Lollitests. Ich weil3 nicht, ob
in dieser Runde bekannt ist, in meiner Heimatstadt gibt es eine gro3e Auseinander-
setzung darlber, ob die PCR-Lollitests selbst eingesetzt werden sollen oder nicht. Die
Eltern winschen sich das. Es gibt jemanden, der bereit ist, alle Voraussetzungen daflr
zu schaffen, Fahrdienste zu Ubernehmen, Labore besucht hat usw. Die Kommune als
solche sagt, sie sehe das als schwierig an.

Allerdings will ich berichten, dass ich mit den unterschiedlichsten Personen Gesprache
gefuhrt habe, mit Kitaleitungen, Eltern usw. Dadurch ist bei mir ein Bild entstanden,
das dazu fuhrt, dass sich eine Rundumablehnung und eine Erschwerung der Situation,
PCR-Tests durchzufuhren, nicht als gunstig herausstellen. Kitaleitungen sagen mir,
die Akzeptanz von Antigentests wird immer geringer. Es wirden weitaus weniger El-
tern die Tests mit nach Hause nehmen, und noch weniger wirden sie zu Hause durch-
fuhren. Ich glaube, das ist ein Umstand, den wir nicht einfach so vom Tisch wischen
durfen. Wir sollten schon ernst nehmen, dass dann, wenn nicht geimpft wird, die Tes-
tung das probateste Mittel ist, um eine Durchseuchung zu verhindern.

Ebenso sagen mir Kitaleitungen, die testen, wie zum Beispiel aus Koln, Dortmund,
Duren und Ménchengladbach, dass man es sicherlich am Anfang mit den Kindern ein-
uben muss, den Test durchzufuhren, aber nach einer kurzen Zeit die Kinder es schon
im Alter von zwei Jahren sehr gut beherrschen, den Test unter Anleitung durchzufih-
ren. Deshalb meine Frage: Wo liegen die Hindernisse, dass man sagt, wir ermoglichen
die PCR-Lollitests so, dass nicht jede einzelne Kommune mit der Landesregierung
eine Vereinbarung treffen muss, sondern es eine Moglichkeit gibt, damit man das
Ganze schnell umsetzen kann?

Danke.

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Ich finde auch, in dieser Debatte ist schon vieles Richtige
gesagt worden, naturgemall finde ich, von Frau Paul und von Frau Voigt-Kuppers.

(Vereinzelt Heiterkeit)
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Wir haben es in der Tat damit zu tun, dass wir die Debatte nicht schwarz-weif3 fuhren
sollten. Wir sind alle glucklich dartber, dass in den allermeisten Fallen eine Coronain-
fektion bei Kindern und Heranwachsenden mild verlauft. Das darf uns aber nicht die
Augen davor verschliel3en lassen, dass naturlich auch Gefahren an der Stelle drohen.
Frau Voigt-Kuppers hat es eben angesprochen, Long COVID ist ein Thema. Auch das
PIMS-Syndrom ist ein Thema.

In der Sommerpause hatte ich die Moglichkeit, mit einem leitenden Arzt einer Kinder-
klinikstation sprechen zu durfen. Er sagte, was das PIMS-Syndrom angeht, liegen wir
genau in diesem Schnitt. Eins von 1.000 Kindern wird mit diesem Syndrom, wenn es
sich vorher mit Corona infiziert hat, zu tun haben. Das Problem ist nicht die grol3e
Gefahr, dass Kinder daran versterben; denn wenn frih behandelt wird, findet das nicht
statt. Die Langzeitfolgen, die dann aber viele Kinder mit Herzproblemen und Gefal3er-
krankungen haben werden, sind etwas, das gerade mit diesem Syndrom einhergeht
und das ich vielen Kindern ersparen mochte.

Ich mdchte es Ubrigens auch im Gegensatz zu einer Vorrednerin vielen Kindern erspa-
ren, an dem Coronavirus zu erkranken. Eben war die Rede davon, dass der Kontakt
zu Viren fur Kinder auch etwas Positives haben konnte. Ich glaube, keine Coronain-
fektion eines Kindes hat etwas Positives an sich. Ich glaube, das ist etwas, was wir
madglichst verhindern sollten.

Herr Hafke hat das Thema ,PCR-Lollitests” angesprochen. An der Stelle zitiere ich,
was die kommunalen Spitzenverbande sagen. Die sagen, die Kommunen bringen sich
zudem zusatzlich selbst zum Beispiel durch die Bereitstellung eigenen Personals im
Rahmen der Logistik ein. Wenn nunmehr nicht ansatzweise die Kosten fir Tests und
Laborkosten der an dem Verfahren beteiligten Kommunen erstattet werden, stehe zu
beflrchten, dass Kommunen zukulnftig auf die Durchfiihrung von PCR-Testungen ver-
zichten. Weiter: Insofern bitten wir darum, die bisherige Finanzierung des Landes in
Hoéhe von 7,50 Euro pro Woche und zu testender Person fortzuflihren. Es ware auch
wunschenswert, wenn das Personal einbezogen werden konnte. —

Diese Landesregierung hat uns immer erklart, die PCR-Lollitests wirden nicht am Geld
scheitern. Sie wirden an logistischen Herausforderungen scheitern, aber nicht am
Geld. Hier haben wir schwarz auf weif} stehen, es scheitert am Geld, und diese Lan-
desregierung ist nicht bereit, die notwendigen Mittel dafur zur Verfugung zu stellen.
Das halte ich nach wie vor fur einen entscheidenden Fehler.

Das Gleiche gilt auch beim Thema ,Luftfilter”. Ich finde es spannend, fir die regie-
rungstragenden Fraktionen ist immer jemand anders verantwortlich. Fur Herrn Hafke
ist das Land Nordrhein-Westfalen nur noch eine nachgeordnete Behorde des Bundes.
Das ist ein spannendes Demokratieverstandnis. Auch Herr Kamieth sagt, das hatte
alles der Bund regeln konnen.

Wir tragen hier in Nordrhein-Westfalen Verantwortung. Ich vergleiche mich mit ande-
ren Bundeslandern. Ich sage es noch einmal: Hamburg geht einen anderen Weg. Bre-
men geht einen anderen Weg. Die CSU in Bayern geht auch einen anderen Weg. Ich
glaube aber, das Verhaltnis zur CSU ist zurzeit eher mit Tranen belastet, wenn ich das
von CDU-Seite betrachte.
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Haben diese Luftfilter eine Wirkung? Ja, naturlich. Sie haben eine entscheidende Wir-
kung. Wir wissen das aus dem Bereich von Schulen. Die Kombination aus Abstand,
Maske tragen und Luftfiltern fuhrt dazu, dass die Gefahr, sich als Schulerin oder Schu-
ler zu infizieren, um das 30-fache geringer ist. Das ist also eine ganz zentrale Verbes-
serung der Sicherheit. Das wirde selbstverstandlich auch fur unsere Kitas gelten.

Zum Alltagshelferprogramm haben wir eben schon sehr bedauert, dass sich Corona
einfach nicht an die Zeitplane der Landesregierung halt. Zu behaupten, es ware aber
genug Geld vorhanden, damit die Trager das aus eigener Kraft finanzieren konnen,
und dann noch den Vorschlag zu machen, das Geld, das fur Fachkrafte eingesetzt
werden soll, fur Alltagshelfer einzusetzen, ist so weit jeglicher Fachdebatte, dass mir
das schon fast korperliche Schmerzen bereitet. Ihre Vorstellung, als hatten Sie irgend-
wann einmal ein Fullhorn Uber den Kitas ergossen und auf einmal ware alles moglich,
ist aulRerhalb jeder Realitat. Es ist besonders schmerzlich, dass Sie diese Realitats-
verweigerung auch zu Zeiten einer Pandemie aufrechterhalten.

Frank Miuller (SPD): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gehe immer wieder in die
Sitzungen und sage, wenn Herr Hafke spricht, halte dich zurick, lass deinen Arm auf
dem Tisch liegen, aber es gelingt mir einfach nicht. Insofern wtirde ich gerne noch ein
paar erganzende Anmerkungen in der Hoffnung machen, auch wenn ich keine eigenen
Kinder habe, Frau Dworeck-Danielowski, dass ich trotzdem etwas Sinnstiftendes bei-
tragen kann. Zumindest kann ich einen gewissen Blick aus Tragerseite einbringen.
Das hat mir der Minister noch vor der Sommerpause in der Plenarsitzung zum Vorwurf
gemacht. Ich finde, manchmal nutzt es mehr als es schadet, einen Blick in die Praxis
zu haben.

Zu keinem Zeitpunkt hat jemand in der Sitzung behauptet, dass Kitas Pandemietreiber
seien. Ebenso sollten Kitas offen bleiben. Ich glaube, das ist von meinen Vorrednerin-
nen und Vorrednern eindeutig klargestellt worden.

Ich wirde aber noch einmal kurz auf das Thema ,Alltagshelfer” eingehen und kurz
geraderucken, wie da der aktuelle Sachstand ist. Weil wir ein Fachausschuss sind,
sollten wir das auch fachlich diskutieren, da wir das insbesondere vor der Sommer-
pause im Plenum schrag diskutiert haben. Da stand auch die Behauptung im Raume,
das kdnne man aus den KiBiz-Mitteln tun. Sie kdbnnen Herrn Staatssekretar Bothe fra-
gen, der im Anschluss daran ein Tag spater mit mir im Gesprach war. Ich glaube, ich
zitiere Sie nicht falsch, wenn ich sage, Sie hatten die Fachabteilung abgefragt, die
gesagt habe, Herr Muller habe recht, weil man aus den KiBiz-Mitteln insbesondere die
Fachkrafte nicht finanzieren kénne. Herr Hafke, Sie hatten das in der Plenarsitzung
behauptet.

Es hat jetzt eine Klarstellung aus dem Ministerium gegeben, dass man zumindest tem-
porar Mittel umwidmen konnen bzw. sie nicht zurickgefordert wirden, wenn man tem-
porar Alltagshelferinnen und Alltagshelfern noch einmal eine Verlangerung anbiete.
Das ist naturlich —das muss man auch sagen — nur eine Teilldsung, weil damit natirlich
nicht am Status quo angeknupft wird, dass jede Einrichtung die Chance hatte, eine
Alltagshelferin oder einen Alltagshelfer zu haben. Das ist schlichtweg bedauerlich. Das
argert mich ein Stick weit, weil eigentlich haben wir alle miteinander erkannt, dass die
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Alltagshelferinnen und Alltagshelfer nttzlich waren und selbst Gber Corona hinaus eine
Wirkung entfalten konnten. Deshalb bedauere ich es, dass wir daruber keine Debatte
miteinander fuhren.

Vielleicht konnen wir im Zuge der anstehenden Haushaltsberatungen miteinander die
Debatte flihren, ob es nicht Sinn macht, die Institution der Alltagshelferinnen und All-
tagshelfer zusatzlich mit erganzenden Mitteln zu etablieren, weil dauerhaft werden sie
aus den Fachkraftstunden nicht bezahlt werden kénnen. Ich glaube, das wirde auch
das Ministerium nicht mitmachen. Auch aus den sonstigen Personalkraftstunden sind
sie nicht finanzierbar, weil die in der Regel von den Kitas flr anderes verausgabt wer-
den, wie Kdchinnen und Koche, andere Forderangebote, logopadische Forderung etc.,
also all das, was Kitas machen, um die Qualitat zu steigern. Insofern wirde ich per-
sonlich mir eine Debatte winschen, die mit Blick auf die Alltagshelferinnen und All-
tagshelfer nach vorne schaut, und nicht einfach im Raum stehen zu lassen, wir kbnnen
sie frohlich weiterbezahlen, das Geld ist da. Nein, das Geld ist nicht da. Es ist ein wenig
Geld da. Wenn ich nachweislich keine Fachkraft beschaftigen kann, wurde das Lan-
desjugendamt angewiesen, diese Mittel nicht zurickzufordern. Das ist aber nur eine
Teilldsung und aus meiner Sicht keine, die langfristig tragt. Deshalb der Appell, dass
wir vielleicht bei den Haushaltsberatungen ins Gesprach miteinander kommen, wie
sinnvoll oder nitzlich das sein kdnnte.

Zu den Luftfiltern nur noch ein Satz. Auch da wirde ich mir eine nach vorne gerichtete
Debatte wiinschen. Ich glaube, es ist hinlanglich dargelegt worden, dass sie nicht ganz
unnutz sind. Sie werden auch nach Corona nicht ganz unnutz sein. Wir haben beim
ersten Lockdown oder auch bei verstarkten Hygieneanstrengungen in den Kitas ge-
merkt, dass andere Infektionskrankheiten wie Noroviren und all das, was einmal durch
die Kitas geht, nicht mehr eine so einschlagende Wirkung hatten und dadurch die
Krankenstande durchaus gesenkt werden konnten.

Naturlich warde ich mir winschen, dass wir nach vorne gerichtet debattieren, dass
Luftfilter eine sinnvolle, erganzende MalRnahme in Kitas, aber auch beispielsweise in
Schulen und anderen Bildungseinrichtungen sein kdnnen, um grundsatzlich die Hygi-
enestandards zu heben und dazu beizutragen, dass bestimmte Infektionskrankheiten
zuruckgedrangt werden kénnen. Ich glaube, das durfte sich positiv auf den Kitabetrieb
allgemein auswirken. Ich finde, Luftfilter sind keine nutzlose Investition, sondern sie
sind an dieser Stelle eine sinnvolle Investition in die Zukunft. Ich wirde mich freuen,
wenn wir das auch nach vorne gerichtet diskutieren konnen.

Kein Trager wird sich das leisten kdnnen. Das ist mein letzter Satz, den Sie mir erlau-
ben. Lieber Jens Kamieth, das muss in den Ohren von Fachkraften und Tragern schon
recht emporend klingen.

Entschuldigung, jetzt tue ich Ihnen unrecht. Herr Hafke hat das mit der geteilten Ver-
antwortung von Tragern gesagt. Es ist schon, dass man eine geteilte Verantwortung
hat, aber wenn man das Geld nicht hat, um zu dieser geteilten Verantwortung beitra-
gen zu kdnnen, weil man mit Steinen diese Luftfilter schlichtweg nicht wird bezahlen
konnen, frage ich mich, wie man dann Verantwortung nachkommen kann. Dann
musste der, der hier A sagt, auch B sagen und dazu beitragen, dass Trager in die Lage
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versetzt werden, das zu tun. Ich glaube, dann hort sich das in den Ohren von denen
schon ein Stlck weit zynisch an.

Marcel Hafke (FDP): Es ware mir fast ein Vergnugen, die KiBiz-Debatte erneut zu
eroffnen und auch einmal Uber die Tragerverantwortung zu sprechen. Es ist schon,
wenn wir verantwortliche Trager hier auch als Abgeordnete sitzen haben. Ich stelle mir
vor, wie das im Wirtschaftsausschuss gesehen wurde, wenn dort der Bayer-Vorstand
als Abgeordneter sitzen wirde, wie die Debatte laufen wirde, aber das nur am Rande.
Daruber kann man einmal nachdenken.

(Beifall von der FDP und der CDU)
Im Stadtrat wird das auch anders gesehen, aber okay.
(Zuruf von Frank Muller [SPD])

Im Stadtrat gehen diejenigen, die betroffen sind, aus solchen Debatten raus. Das ist
aber ein anderer Punkt.

Ich finde das immer bemerkenswert, weil wir zum KiBiz auch dartber gesprochen ha-
ben, wie die Verantwortung von Tragern aussieht und wie Finanzierungsformen aus-
sehen. Ich erinnere mich noch, dass unter Rot-Grun die Trager angemeldet haben, sie
waren kurz vor der Pleite — sowohl Kommunen als auch Trager — und wir zwei Ret-
tungspakete auf den Weg gebracht haben. Herr Kollege, Sie erinnern sich. Danach
haben wir das Kinderbildungsgesetz auskdmmlich finanziert. Bei der Anhérung war ich
anwesend. Es kam nicht von einem einzigen Beteiligten zu den Personalkosten irgend-
eine Kritik, dass das nicht ausfinanziert ware. Es gab einige, die angefangen haben,
uber Sachkosten zu diskutieren, was jahrelang vorher nicht gemacht wurde. Zu den
Personalkosten gab es keine Kritik. Insbesondere sogar die Verabredung ...

(Frank Muller [SPD]: Das ist falsch!)

— Dann waren Sie in einer anderen Anhoérung. Sie miussen einmal von Ihren SPD-
Veranstaltungen weggehen und probieren, die Parlamentsdebatten Revue passieren
zu lassen

(Zuruf von Josefine Paul [GRUNE])
und das nicht nur intern bei Ihnen zu bereden.

Es besteht also die heute noch in der Fachszene anerkannte Situation, dass die Per-
sonalkosten auskdmmlich sind. Nicht umsonst, Herr Kollege, haben wir dort einen In-
dex hinterlegt, der genau die Steigerungen der Zukunft abbildet.

Wie welche Verantwortung unter den Kriterien Fachkraftstunden und sonstige Krafte
angelegt wird, muss naturlich jede Kita in eigener Verantwortung entscheiden und
schauen, wie sie damit klarkommt. Das kénnen wir doch nicht flachendeckend im Land
mal eben so 16sen. Ich bin der Letzte, der ein Problem damit hat, dass wir nicht aus-
reichend Geld in das System geben, aber ich sage noch einmal: Es gab keine Regie-
rung, keine Koalition vorher, die strukturell 1,3 Milliarden Euro zusatzlich in das System
verhandelt hat, ohne Trager zusatzlich zu belasten.
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Deshalb denke ich, wir sollen zuerst einmal das machen, was im Gesetz steht, Herr
Kollege. In ihm steht eine Evaluation. Die Regierung hat das angestof3en. Die lauft. Ich
weild, dass Rot-Griin dariiber lacht, weil Evaluierung und Ahnliches sind nicht ganz Ihr
Malstab.

(Zurufe von SPD und GRUNEN)

Wir haben das also auf sichere Beine gestellt. Daher finde ich, ist diese Debatte eher
nach vorne gerichtet und zielfihrender, als hier kurz vor dem Wahlkampf mit einem
solchen Getose anzufangen.

(Zurufe von SPD und GRUNEN)

— Es gibt Verabredungen, die man Uber den Weg, den man gehen muss, mit allen
Beteiligten treffen muss. Natlrlich beschwert sich keiner Uber zusatzliches Geld. Wer
macht das denn?

Die Frage ist aber doch, was im System dauerhaft finanzierbar und auskdmmlich ist
und wer welche Verantwortung tragt. Da finde ich das Auftreten der SPD-Abgeordne-
ten durch die Bank bemerkenswert, weil die Regierung genau das gemacht hat. Die
Grunen, Josefine Paul, haben gerade gesagt, nach vorne schauen. Es gibt die Mog-
lichkeit, PCR-Tests flachendeckend zu machen. Jede Kommune kann das machen
und diesen Weg gehen.

Es steht aber nirgendwo, dass alle Kosten, alle Strukturen ausschliel3lich das Land zu
zahlen hat. Die Kommunen fordern 7,50 Euro, Herr Kollege. Die Landesregierung hat
gesagt, sie ubernimmt 6 Euro davon. Wenn man einen Weg abgekoppelt von den Re-
gelungen im Land gehen will, kann man an dieser Stelle einen eigenen Weg gehen.
Das steht jedem frei, und das machen auch einige Stadte.

Gleiches giltim Ubrigen fr die Luftfilter. Dort kann sich die Kommune, der Trager oder
auch das Land uberlegen, zusammen mit den Landes- und Bundesmitteln Luftfilter
anzuschaffen, so wie dies in anderen Landern auch der Fall ist. Herr Kollege, wenn
Sie die drei Bundeslander anfuhren, die dort einen anderen Weg gehen, ist das ange-
nehm und in Ordnung. Ich habe eben Lander angefuhrt, die einen komplett anderen
Weg gehen. Ich habe sie eben angeflhrt. Danemark, England, Niederlande, Italien
gehen andere Wege. Da gehen auch nicht die Kinder massenweise uber den Jordan,
sondern im Gegenteil, die haben dort eine vernunftige Haltung in der Gesellschaft ent-
wickelt. Im Gegensatz zur Schule sprechen wir hier Uber kein System, bei dem wir eine
Kitapflicht haben. Das darf ich auch noch einmal in den Vordergrund stellen.

(Zurufe von Josefine Paul [GRUNE] und Frank Mdller [SPD])

Bei einem Punkt wirde ich Josefine Paul gerne zustimmen und daftir werben, namlich
dass wir auf jeder Ebene — Kommune, Bund und Land — zum Thema ,Forschung zu
Long COVID* etwas mehr Verantwortung und Perspektive einfordern. Da werden nam-
lich im Moment eher Mutmal3ungen und sehr wenige wissenschaftliche Grundlagen in
den Raum gestellt. Es gibt nach meinen Recherchen nur eine verlassliche Studie, die
aus Australien kommt. Es sind 3.000 Infizierte im vergangenen Jahr zum Thema ,Long
COVID* befragt und untersucht worden, die im Ubrigen nicht nach Altersgruppen auf-
geteilt worden sind. Es wird also nicht gesagt, Long COVID bei Kindern, sondern sie
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bezieht sich auf alle Infizierten. Dabei kamen bemerkenswerte Ergebnisse heraus. Da-
rin steht zum Beispiel, dass 80 % aller Infizierten nach einem Monat genesen waren.
5 % hatten nach drei Monaten geringere Symptome. Young people recoverd better.
Junge Menschen werden deutlicher schneller gesund. Es gibt nach dieser Studie keine
Erkenntnisse, dass gerade kleine Kinder dauerhaft langfristig davon betroffen sind.

Insbesondere gibt es im Moment keine Studie, die besagt, dass man mit Long COVID —
was der Name impliziert — ein Leben lang zu kdmpfen hatte und das ein Effekt ist. Long
COVID heifdt bislang, dass man nach drei Monaten noch gewisse Symptome aufweist.
Wissenschaftler ziehen daraus die Erkenntnis — ich weil3 nicht, ob Sie die Kollegen
auch zu Gast hatten, Frau Voigt-Kuppers — und sagen, dass die Symptome teilweise
aber auch aus dem Lockdown heraus kommen kénnen und gar auf COVID zurlckzu-
fihren sind. Schwere Depressionen, Depressionen, Midigkeit und Ahnliches kénnen
namlich auch mit Lockdownsituationen, wie wir sie im vergangenen Jahr hatten, zu-
sammenhéangen. Das wirde im Ubrigen dem entsprechen, was uns Kinderéarzte fl3-
chendeckend in ganz Deutschland zurtickspiegeln, namlich dass durch den Lockdown
Symptome bei Kindern aller Altersklassen eingetreten sind und damit naturlich auch
bei Kindern, die COVID hatten.

Daher ware ich sehr dankbar dafur, wenn wir in Deutschland eine entsprechende For-
schung hatten. Die missen die Bundesregierung, die Landesregierungen und im Ub-
rigen auch gerne die Kommunen und die Universitaten in Auftrag geben und das nach
vorne bringen,

(Zuruf von Josefine Paul [GRUNE])

damit wir nicht nach Bauchgefuhlen diskutieren, sondern das mit Fakten hinterlegen
konnen. Deshalb ware ich dankbar — den Appell will ich dann doch zurtckspielen —,
dass wir nicht deshalb, weil es entsprechende Symptome gibt, von denen wir nicht
wissen, wo sie genau herkommen, den Eindruck vermitteln, dass alle Kinder an Long
COVID erkranken und dauerhaft ein Leben lang krank sind.

(Zuruf von Eva-Maria Voigt-Kuppers [SPD])

— Na ja, ich schildere nur meinen Eindruck und das, was in der Debatte ankommt,
wenn Sie, Frau Kollegin Voigt-Kuppers, von Durchseuchung sprechen. Haben Sie bei
Grippeerkrankungen und Ahnlichem in Kitas auch von Durchseuchung gesprochen?

Der Kollege hat gerade gesagt, er will andere Infektionen — Herr Muller hort schon gar
nicht mehr zu — aus den Kitas heraushalten. Ich ware da ehrlicherweise vorsichtig. Mir
sagen Arzte, es ist enorm wichtig, dass Kinder ihr Immunsystem starken und entspre-
chende Krankheiten erfahren. Ich bin kein Arzt. Ich kann nicht sagen, dass die dauer-
hafte Installation von Luftfiltern, das dauerhafte Tragen einer Maske unabhangig von
Corona und das dauerhafte WegschlieRen von Kindern, damit sie sich mdglichst nir-
gendwo infizieren, ein kluger Weg ist. Im Moment hére ich von Arzten, Immunologen
und Ahnlichen genau etwas anderes.

Deshalb mussen wir aufpassen, wo wir in Zukunft eine Grenze ziehen. Danemark sagt
gerade, dass Corona keine lebensbedrohliche Situation mehr ist und nimmt samtliche
Auflagen fur alle Bevolkerungsgruppen zuruck. Die Frage ist, wo wir in Deutschland
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eine Grenze ziehen und sagen: Corona ist eine lebensbedrohliche Situation, und wir
schranken das Leben verschiedenster Menschen, insbesondere das von kleinen Kin-
der, im Moment ein.

(Zuruf von Dr. Dennis Maelzer [SPD])

Oder wir sagen: Wir mussen schauen, dass wir Corona nicht kleinreden. Das, was wir
machen kdnnen, machen wir, aber wir werden Kinder nicht vor allen Lebensrisiken
schitzen kéonnen. Diese Debatte missen wir fuhren. Bestmdglicher Gesundheits-
schutz, aber auf der anderen Seite Kinder Kinder sein lassen und diesen Weg ermog-
lichen.

Ich finde es schon bemerkenswert, wenn meine zweijahrige Tochter durchgangig da-
rauf aus ist, einen Mundschutz zu tragen, weil das Uberall in der Gesellschaft so gese-
hen wird. Ich weil® nicht, ob das so gesund ist. Ich weil auch nicht, ob es so gesund
ist, dass kleine Kinder damit aufwachsen, dreimal die Woche getestet zu werden. Das
hatten wir noch nicht in unserer Gesellschaft. Ich bitte, das zu bewerten, bevor wir
einfach sagen, wir fllhren PCR-Tests ein.

Frau Voigt-Kuppers, die Akzeptanz sinkt bei den Antigentests. Die SPD zieht daraus
die Konsequenz, wir fuhren flachendeckende PCR-Tests ein,

(Zurufe von der SPD)

die dann vielleicht auch noch durch Gruppenzwang in den Kitas, weil manche Kinder
das nicht machen, mehr oder weniger verpflichtend angewendet werden mussen. Ist
das das Gesellschafts- und Lebensbild, das wir unseren Kindern vermitteln wollen?
Ich frage nur einmal.

Bevor man solche Forderungen aufstellt, solle man diese Debatte zuerst einmal flh-
ren. Ich finde, wir fuhren hierim Moment eine grol3e Angstdebatte anstatt zuerst einmal
faktenorientiert heranzugehen. Frau Kollegin Paul, Sie haben es eingangs selbst ge-
sagt, im Moment geben die Fakten das nicht her,

(Zuruf von Josefine Paul [GRUNE])

weil Kitas in der gesamten Pandemie keine Treiber waren, keine exorbitanten Infekti-
onen und keine Krankenhausintensivbelegungen, wie bei alteren Menschen tber 70
Jahre, eingetreten sind, sondern genau das Gegenteil ist der Fall.

Deshalb wuirde ich eine Debatte Uber Fakten und Angemessenheit zielfihrender fin-
den als einfach irgendwelche Forderungen herauszuhauen, zu denen man dann fra-
gen muss, ob das das Gesellschaftsbild ist, das wir aktuell haben wollen.

Jetzt habe ich mich etwas in Rage geredet, Herr Vorsitzender, aber das muss in die-
sem Ausschuss manchmal auch mdglich sein.

Vielen Dank.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Herr Hafke, ich habe daflir absolutes Verstandnis. Wir
haben uns so lange nicht gesehen.

(Heiterkeit im Saal)
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Es ist doch etwas Befreiendes, sich gegenseitig das Herz auszuschutten.

Mit Frau Dworeck-Danielowski haben wir jetzt die zehnte Wortmeldung. Dann wirde
ich Minister Dr. Stamp noch einmal das Wort geben, weil die nachsten zehn lauern
schon. Danach folgen Frau Paul und Frau Voigt-Kuppers, aber ich bin vollig entspannt. —
Bitte, Frau Dworeck-Danielowski.

Iris Dworeck-Danielowski (AfD): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. — Wie gut, dass wir
nur ein Mitglied im Ausschuss haben, sonst gabe es wahrscheinlich von unserer Seite
aus auch mehr Wortmeldungen. Spal} beiseite.

Ich méchte auf zwei Punkte eingehen. Zum einen, Herr Dr. Maelzer, haben Sie mir
gerade mehr oder weniger in den Mund gelegt, es ware gut, wenn sich Kinder mit
Corona infizieren wirden. Ich weild nicht, ob das gut oder schlecht ist — das sei einmal
dahingestellt —, aber ich bin der festen Uberzeugung, dass sich im Gegensatz zum
Beispiel zu Herrn Muller, der gerade wieder von der Zeit nach Corona sprach, das
SARS-CoV-2-Virus nicht wie die Pocken seinerzeit oder sonst was ausrotten lassen
wird und es kein Leben nach Corona, sondern ausschlief3lich ein Leben mit Corona
geben wird. Das gilt es zu gestalten. Daher ist die Wahrscheinlichkeit, dass man sich
im Laufe seines Lebens, genauso wie man sich im Laufe seines Lebens mit anderen
Infekten oder Viren, die in unseren Breitengraden gang und gabe sind, irgendwann
einmal infiziert, nicht klein. Gegebenenfalls — dazu gibt es natirlich noch keine Studien
und Langzeitstudien — kann es sogar sein, dass es nicht schlecht ist, wenn man sich
zu einem Zeitpunkt, zu dem das Virus fur einen selbst noch ungefahrlich ist, infiziert
und es spater mit 50 oder 60 Jahren, wenn man sich noch einmal infiziert und schon
ein geschadigtes Herz-Kreislauf-System hat, fir das Immunsystem sogar gut ist, dass
man sich als Kind einmal mit irgendetwas infiziert hat. Genauso ist das bei anderen
Sachen auch.

Wir hatten das doch. Das war die vollig Ubertriebene Hygienezeit Ende der 90er-Jahre.
Davon ist man komplett wieder abgekommen. Man hat gesagt, es ist Uberhaupt nicht
gut, wenn Kinder total steril aufwachsen. Da war insbesondere in den alternativen Krei-
sen besonders gehypt, dass es gut ist, wenn Kinder auch im Matsch spielen usw.
Dreck reinigt den Magen. Urlaub auf dem Bauernhof und trallala. Ich frage mich, was
davon bei Ihnen geblieben ist, wenn Sie sagen, Sie wollen alle Effekte heraushalten,
die Luft reinigen und dies, das und jenes.

Es ist einfach so, das SARS-Cov-2-Virus wird kein Virus sein, von dem wir davon spre-
chen, irgendwann ist es in unseren Breitengraden komplett ausgemerzt. Also ist eine
gewisse Anpassung vermutlich notwendig. Das ist genauso, wenn Menschen hierhin
kommen, die vorher am anderen Ende der Welt gelebt haben und sich plotzlich mit
einer popeligen Sinusitis oder sonst was infizieren und daran auf einmal schwerst er-
kranken, weil sie diese Erregerart uberhaupt nicht gewohnt sind. Wir hingegen stecken
das locker weg, weil uns das in unseren Breitengraden permanent begegnet.

Daher ist alles unwissenschaftlich, was wir hier besprechen, weil wir gar keine Ein-
schatzung vornehmen kénnen, keine validen Daten darliber haben, was in zehn oder
20 Jahren ist. Immer davon auszugehen, dass es das Beste ist, jedes Risiko vorher
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abzuwagen und mit samtlichen Begleiterscheinungen auszumerzen und die eine
Krankheit plotzlich sehr viel schwerer wiegt als alle anderen Erkrankungen, das kann
ich Uberhaupt nicht nachvollziehen.

Der andere Punkt, auf den ich eingehen mochte, ist der, den Frau Kuppers angespro-
chen hat. Sie hatten gerade die mangelnde Akzeptanz der Antigentests erwahnt und
gesagt, dass sie in den Kitas liegenbleiben. Das stimmt. Das sehe ich bei uns in der
Kita auch. Der springende Punkt ist aber nicht, dass das Testverfahren weniger ak-
zeptiert wird, sondern der Selbsttest hat fur mich keinerlei Vorzige mehr. Das heil3t,
wenn ich zum Friseur gehen mdchte, wenn ich in die Kneipe gehen méchte, dann
brauche ich einen Burgertest. Am Anfang gab es diese Tests bei Aldi. Da ist alles
zusammengebrochen, weil jeder den haben wollte.

Mittlerweile habe ich 20 Stuck im Schrank liegen. Wenn ich bei Douglas ein Parfum
bestelle, egal was ich mache, ich bekomme flnf Tests obendrauf. Wir haben mittler-
weile alle zu Hause den Schrank mit Tests voll. Wofur denn? Wenn ich morgens ein
bisschen verschnupft bin, mache ich vielleicht einmal einen Test, um abzuschatzen,
ob ich ein Risiko bin, wenn aus der Tur trete. Wenn ich ansonsten einen Test brauche,
gehe ich naturlich zum Burgertest, weil allein das Zertifikat mich legitimiert, zwei Tage
lang entweder mit meinem Kind ins Schwimmbad zu gehen, zum Friseur zu gehen
oder sonst was. Im Rahmen der Infektionsschutzregelungen stél3t der Selbsttest auf
keinerlei Akzeptanz mehr. Was sollen die Eltern daher noch mit diesen Tests? Denen
ist es aber vollig egal, ob das ein PCR-Test oder ein Antigentest ist.

(Zuruf von der SPD)

Der entscheidende Punkt ist doch, dass mir der Selbsttest keinerlei Nutzen bringt, au-
Rer bei einem leichten Infekt zu Hause schon einmal abchecken zu konnen, ob das
eventuell Corona sein kdnnte oder nicht. Ansonsten gehe ich, wenn ich einen Test
haben mdchte, naturlich zweimal die Woche zum Blrgertest, wie das sehr viele Burger
machen.

Daraus abzuleiten, es lage an dem Testverfahren, ob Antigen oder PCR, ist ehrlich
gesagt vollig lebensfremd.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Jetzt ist Herr Dr. Stamp an der Reihe. Ich gebe noch
einmal den Hinweis, dass wir diese wunderbare Diskussion heute Nachmittag ab 16:00
Uhr noch einmal auf grof3er Buhne fortfuhren.

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Da durfen die meisten nicht!)
— Wie bitte?
(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Da durfen die meisten nicht!)

Die durfen nicht? — Ich habe noch nicht gehort, dass einem Parlamentarier hier das
Wort verboten worden ware. — Bitte, Herr Dr. Stamp.
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Minister Dr. Joachim Stamp (MKFFI): Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren!
Insgesamt muss ich sagen, findet die Diskussion in einem sehr fairen Ton statt, und
es wird gut miteinander umgegangen.

(Frank Muller [SPD]: Ich wurde sagen, mit Einschrankungen!)
Deshalb will auch nicht versuchen, Ol ins Feuer zu gieRen.

Ich will zunachst einmal die Frage beantworten, die Dr. Dennis Maelzer zur Corona-
betreuungsverordnung gestellt hat. Das war die Frage, ob die Maske reicht. Die reicht
nicht. 3G ist Voraussetzung. Das kann nicht durch das Tragen einer Maske kompen-
siert werden. Das war die eine Frage.

Ich will jetzt noch einmal auf verschiedene Dinge eingehen. Dr. Maelzer hatte auch
gefragt, ob der Flur dazugehort. Dazu bitte ich die Kolleginnen und Kollegen vom
MHKBG zu befragen, weil das ist eine Sache der Forderrichtlinie, die das MHKBG
beim Thema der Luftfilter verantwortet.

Zu den Luftfiltern kann ich mir aber eine politische Bemerkung nicht verkneifen. Ich
lese es noch einmal vor. Die Bundesregierung hat zur Umsetzung ihres Beschlusses
vom 14. Mai 2021 am 14. Juli 2021 beschlossen, den Landern finanzielle Unterstit-
zung zur Beschaffung von mobilen Luftreinigern in Rdumen der Kategorie 2 in Schu-
len, Kindertageseinrichtungen usw. zu gewahren. Das waren zwei Monate und zwei
Tage.

Dann haben wir umgekehrt die Umsetzung im Land. Am 24. August 2021 wurde die
erforderliche Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und dem Land Nordrhein-
Westfalen Uber die Gewahrung einer finanziellen Beteiligung des Bundes zur Verbes-
serung des Infektionsschutzes in Schulen und Kindertageseinrichtungen geschlossen.
Am 26. August hat der HFA hier entsprechend beschlossen.

Also zwei Monate und zwei Tage beim Bund, zwei Tage hier. Wenn Sie kritisieren, die
Landesregierung ware im Sommer zu trage gewesen, dann muss man fragen, ob es
nicht eher das von |lhrem Kanzlerkandidaten Olaf Scholz geflihrte Finanzministerium
gewesen ist, das hier schlichtweg nicht aus den Puschen gekommen ist.

Ich will aber auch gleich dazu sagen: Meine Bewertung zu den Luftfiltern ist sehr zu-
ruckhaltend. Ich personlich bin der Meinung, dass hier der Politik insgesamt eine De-
batte deshalb vollig entglitten ist — ich will unsere Farben in den anderen Parlamenten
davon gar nicht ausnehmen —, weil aus dem Oppositionsreflex heraus Uberall immer
kritisiert worden ist: Weshalb stattet ihr nicht alles mit mobilen Luftfiltern aus? Das hat
dazu gefuhrt, dass am Ende im ARD-Deutschlandtrend 80 % der Bevolkerung der
Meinung waren, dass in jeden Klassenraum ein mobiler Luftfilter kommen sollte.

Das Umweltbundesamt hat aber von Anfang an gesagt, dass das nur eine erganzende
sinnvolle Malinahme ist, und zwar vor allem in Raumen, die schlecht bellftet werden
konnen. Das Umweltbundesamt hat vor allem davor gewarnt, dass es vor Ort das
Missverstandnis geben kdonnte, mobile Luftfilter wirden das notwendige Querluften er-
setzen, und die Menschen wurden glauben, man konnte das damit kompensieren.

Ich habe in der Plenardebatte schon einmal gesagt: Der stellvertretende Vorsitzende
der GEW hat das hier auch schon so postuliert, indem er gesagt hat, wenn jetzt nicht
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uberall mobile Luftfilter sind, dann missen bei kalten Temperaturen wieder die Fenster
aufgerissen werden. Ja, die Fenster mussen aufgerissen werden, wenn man entspre-
chenden Infektionsschutz betreiben will, weil das eben die mobilen Luftfilter nicht er-
setzt.

Das ist ein ganz groRes Problem, das auch gestern angesprochen worden ist. Ich habe
an der JALTA, an der Jugendamtsleiterkonferenz, teilnehmen durfen. Dort ist in einem
Beitrag sehr eindrucksvoll geschildert worden, dass genau das eintritt, genau das die
Forderung ist, mit der er konfrontiert ist, namlich Aufbau von mobilen Luftfiltern, damit
nicht mehr gelliftet werden muss. Das kdnne doch nicht im Sinne dessen sein, was
das Umweltbundesamt auf den Weg gebracht habe.

Daher bin ich der festen Uberzeugung, dass die ganze Luftfilterdebatte von seiner ur-
sprunglichen Fachlichkeit vollig entglitten ist und nur einen minimalen Beitrag zum In-
fektionsschutz bietet. Sie sollten speziell da eingesetzt werden, wo es nicht mdglich ist
zu lUften.

Es ist naturlich voéllig absurd — ich sage das einmal ganz offen —, dass wir im Landtags-
gebaude Luftfilter herumstehen haben, die vollkommen sinn- und zwecklos sind. Um-
gekehrt entsteht aber der Eindruck, wir wirden uns mehr schitzen als die Kinder. Das
ist fur uns als Politik insgesamt nicht gut.

Noch einmal an dieser Stelle die herzliche Bitte auch an die Opposition — ich habe das
den Kolleginnen und Kollegen in meiner Partei in den anderen Landesparlamenten
auch gesagt — Wir haben eine gemeinsame Verantwortung, vernlnftig durch diese
Pandemie zu kommen. Macht keine Scheingefechte um irgendwelche Luftfilter, die
eure Regierungen anschaffen sollen, die am Ende des Tages in der Substanz zum
Infektionsschutz kaum etwas beitragen.

Dann wurde ich gerne noch einmal zu dem Thema der Alltagshelfer Stellung beziehen.
Kein anderes Bundesland hat das gemacht. Man hat das aber durchaus mit Anerken-
nung betrachtet. Das Programm ist urspringlich fur die ganz schwierige Phase Okto-
ber/November/Dezember aufgelegt worden. Dann wurde gefragt, ob man das mog-
licherweise bis Januar/Februar verlangern kdénnte, damit der Winter insgesamt abge-
deckt ist. Dann kam noch einmal der dringende Wunsch auf, ob es nicht moglicher-
weise bis zum Ende des Kindergartenjahres ausgedehnt werden kdnnte.

Dann habe ich in einer Telefonkonferenz mit den Tragern in Nordrhein-Westfalen die
glasklare Vereinbarung getroffen, dass wir das bis zum Ende des Kindergartenjahres
unter der Voraussetzung machen, dass dann nicht von Tragerseite gefordert wird,
dass das weiter fortgefuihrt wird, sondern wir dann anbieten, eine Qualifizierung derje-
nigen vorzunehmen, die bisher teilgenommen haben. Das war die glasklare Verabre-
dung von Anfang an.

Insofern war auch vollig klar, dass man aus den Mitteln, die die Kitas sonst zur Verfu-
gung haben, auch Alltagshelfer finanzieren kann. Herr Kollege, Sie haben eben dazu
ausgefuhrt. Ich will dazu nur sagen, dass beispielsweise die AWO Bielefeld bereits vor
der COVID-Krise fur sich Assistenzkrafte hatte, die sie insbesondere im Bereich von
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Kindern mit Einwanderungsgeschichte eingesetzt hatte. Das heil3t, dass es keine Mog-
lichkeiten gibt, das stimmt so schlichtweg nicht. Genauso gibt es auch jetzt die Mog-
lichkeit. Vor allem war allen Beteiligten klar, dass es eine solche Verabredung gibt.

Ich muss auch an dieser Stelle sagen, in einer Krise, in der wir alle gemeinsam
schauen mussen, wie wir durch diese Krise kommen und wie wir das am besten flr
die Kinder und Jugendlichen in diesem Land machen, muss ich mich als Fachminister
darauf verlassen kdnnen, was ich mit den Partnerinnen und Partnern verabrede.

(Zuruf von Frank Mduller [SPD])

Zum Thema ,Beschrankungen®. Frau Paul, ich fand es gut und wichtig, dass Sie darauf
hingewiesen haben, dass es nicht nur um Kita und Schule geht. Mir kommt in der
ganzen Debatte zu kurz, dass es naturlich auch um den ganzen Freizeitbereich von
Kindern und Jugendlichen und auch um die ganzen Jugendangebote geht. Deshalb
glaube ich, war es gut, dass Sie das gerade so deutlich angesprochen haben.

Hier kann man zu der Frage, wie das mit den Infektionen ist, naturlich unterschiedlicher
Auffassung sein. Das, was bisher zu Long COVID vorgetragen worden ist — auch von
Ihnen heute, Herr Maelzer, und was PIMS angeht durch Frau Voigt-Kuppers —, ist
anekdotisch. Das sind einzelne Meinungen. Ich habe gestern Abend ein Gesprach mit
einer Arztin von einer COVID-Station gefiihrt — das, was ich sage, ist genauso anek-
dotisch —, von der sich ein Kind momentan in Quarantane befindet, deren Vorgesetz-
ter, ein Infektiologe, ihr gesagt hat: Wenn ihr Kind es hat, hoffen Sie, dass sich die
anderen beiden Kinder anstecken. Vielleicht laden Sie die Spielkameraden auch gleich
noch dazu und machen das quasi wie eine Windpockenparty. Dann haben die den
Kram hinter sich. — Das heil3t, diese Einschatzung gibt es auch. Wie gesagt, ein Infek-
tiologe von einer COVID-Station hat das gesagt.

Trotzdem muss fur mich als Kinderminister beim Schutz der Kinder die Disziplin ent-
scheidend sein — es gibt immer den Vorwurf, man sei nicht wissenschaftlich genug —,
innerhalb derer der Eid darauf geschworen worden ist, die Kinder zu schitzen. Das
sind die Kinderarztinnen und Kinderarzte, das ist die Padiatrie.

Hierzu mdchte ich aus der Pressemitteilung von gestern vorlesen: Wir sind an einem
Punkt der Pandemie angekommen, an dem fur jeden Erwachsenen ein bestmadglicher
Schutz durch eine Impfung verflugbar ist. Mit groRer Sorge sehen wir Kinder- und Ju-
gendarztinnen und -arzte, dass ein noch zu grof3er Anteil der Erwachsenen diese
Chance bisher nicht genutzt hat. Mit noch grélierer Sorge stellen wir aber fest, dass
es immer wieder Bestrebungen gibt, diesen Mangel an Vernunft mancher Erwachse-
ner durch weitere oder anhaltende Malihahmen der Kontaktbeschrankungen und -ein-
schrankungen in Kita und Schule zu kompensieren. — Frau Paul, man konnte noch
hinzufigen, im Freizeitbereich. — Fur Kinder lasst sich klar feststellen, dass diese ak-
tuell mehr durch Coronamalfinahmen als durch die Infektion selbst gefahrdet sind. Wir
erleben in Praxen und Kliniken praktisch keine schweren Verlaufe bei Kindern. Gleich-
zeitig sehen wir aber jeden Tag bei unseren Patienten zunehmende gesundheitliche
und Entwicklungsprobleme kommen, und zwar sowohl im korperlichen Bereich, zum
Beispiel durch Ubergewicht, Bewegungsmangel, als auch im geistigen Bereich, zum
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Beispiel bei Bildung und Sprachkompetenz, aber vor allem auch im Bereich der seeli-
schen Entwicklung mit immer mehr Kindern, die Kontaktstérungen oder sogar Depres-
sionen haben. — Das wird dann entsprechend weiter ausgefuhrt.

Ich habe in der vergangenen Woche im Deutschlandfunk darauf hingewiesen, weil ich
laufend im Austausch mit den fihrenden Kinderarztinnen und Kindernarzten in Nord-
rhein-Westfalen stehe, dass wir de facto keine schweren Falle haben. Daraufhin ist mir
zum Teil unterstellt worden — nicht von lhnen personlich, aber aus dem Kollegenkreis,
in dem mit Durchseuchung und sonst was argumentiert wird —, ich ware ein Kinder-
morder und sei ein Lugner. Es gabe namlich mehrere beatmete Falle von Kleinkindern
in Nordrhein-Westfalen. Ich bin der Sache nachgegangen. Wir hatten vor etwa einer
Woche drei Falle mit Beatmung in der Statistik. Ein Fall war ein Fehleintrag. Der zweite
Fall war ein frihgeborenes Kind mit einer COVID-positiven Mutter, das aufgrund seiner
Frahgeburt auf der Intensivstation beatmet wurde. Der dritte Fall war ein 18-Jahriger,
der sich mittlerweile auf der Normalstation befindet.

Jetzt zum 1. September sind die neuen Zahlen hereingekommen. Da haben wir sechs
Falle, davon funf Fehimeldungen und einen 18-Jahrigen.

Ich will nur einmal sagen, wie hier zum Teil auch im Netz mit Angst Politik gemacht
wird. Auch zum Thema ,Long COVID und PIMS*® kann ich Ihnen nur empfehlen, setzen
Sie sich bitte mit den fuhrenden Kinderarztinnen und Kinderarzten in Nordrhein-West-
falen auseinander. Das sind diejenigen, die Risiken fur unsere Jungsten beurteilen
mussen und die sich nicht nur dazu auf3ern kdnnen, sondern die geradezu die Pflicht
haben, sich mit ihrer Einschatzung zu Wort zu melden. Deshalb sind die fur mich maf3-
geblich.

Herr Kollege Dr. Maelzer, das, was Ihr gesundheitspolitischer Sprecher im Bundestag,
Herr Lauterbach, zum Thema der Hospitalisierung in Grof3britannien gesagt hat, hat
zu einer sehr, sehr grof3en Verunsicherung bei den Familien gefuhrt. Er hat das dann,
ich glaube, 14 Tage oder drei Wochen spater in der BILD-Zeitung zuricknehmen mus-
sen.

Deshalb mochte ich sehr eindringlich appellieren: Lassen Sie uns bitte bei der Ein-
schatzung von Risiken sachlich bleiben. Ich kann nur sagen, ich bin der Auffassung,
dass uns hier vor allem die Padiatrie den entscheidenden Rat geben muss, weil sie
letztendlich die wissenschaftliche Verantwortung fur die Gesundheit unserer Kinder
hat.

Vielen Dank.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Vielen Dank, Herr Dr. Stamp. — Frau Paul, bitte.
(Zuruf von Dr. Dennis Maelzer [SPD])

— Ich muss noch eines klaren: Ich fuhre die Redeliste. Das mache ich nach der Rei-
henfolge der Wortmeldungen, so gut ich kann. Frau Paul hatte sich schon zum Anfang
der Ausflihrungen des Ministers zu Wort gemeldet. Sie sind noch nicht an der Reihe. —
Bitte, Frau Paul.
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Josefine Paul (GRUNE): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. — Ich finde, Sachlichkeit ist
ein guter Hinweis, aber dann sollten wir auch bei selbiger bleiben.

Ja, Marcel Hafke, ich habe immer Verstandnis daflir, wenn man sich in Rage redet.
Ich ware die Letzte, die das nicht aus eigener Anschauung nachvollziehen konnte.
Allerdings muss ich schon sagen, je langer die Rage andauerte, umso weniger verhielt
es sich proportional mit der Sachlichkeit. Die Rage ist angestiegen, aber die Sachlich-
keit ist eher nicht so angestiegen, sondern eher abgefallen.

Ich finde, man kann nicht hingehen und sagen, wir missen evidenzbasierte Politik
machen, aber wir kdnnen dann nicht zur Frage, welche Langzeitfolgen es bei Kindern
gibt, sagen, dafur haben noch nicht ausreichend Studien. Ich wirde sagen, da sind wir
einer Meinung. Ich bin auch der Auffassung, dass wir dazu mehr Forschung brauchen.
Daraus aber abzuleiten, es ware evidenzbasiert und das Gegenteil zu behaupten, ist
dann auch nicht so ganz sachlich, sondern dann missen wir die Offenheit bewahren
und sagen: Ja, es gibt immer noch Risiken. Die mussen wir erforschen. — Deshalb
stehen wir in der Verantwortung, Einrichtungen so sicher wie moglich zu machen.

Ich finde es ehrlich gesagt in der Debatte auch immer ein bisschen unredlich, wenn
suggeriert wird, dass die Opposition aus SPD und Grinen im Grunde genommen im-
mer Kinder ausschliel3en wollen wurde, weil immer gesagt wird, es war fur die Kinder
so schwierig. Ja, wir haben immer gesagt, dass die Auswirkungen fur Kinder jenseits
einer moglichen COVID-Infektion, namlich bei der Frage psychische Belastung, bei
der Frage motorische Belastung, bei der Frage Ernahrung und zu lange Bildschirmzei-
ten, Dinge sind, die wir mit in den Blick nehmen mussen.

Deshalb ist es gerade so wichtig, dass die Lebenswerte von Kindern insgesamt wieder
fur sie zur Verfigung stehen und sie nicht weiter die in erster Linie Leidtragenden sind.
Das bedeutet aber auch, dass man nicht einfach sagen kann, das machen wir jetzt so,
sondern das bedeutet, dass man ein MalRnhahmenbundel drum herumbauen muss, da-
mit Kinder und Jugendliche mdglichst [akustisch unverstédndlich]. Das bedeutet, Er-
wachsene mussen sich impfen lassen. Wir brauchen auch eine andere Form von Test-
regime und Pandemiemonitoring. Es gibt diverse Dinge, die wir um die Kinder und
Jugendlichen herum aufbauen konnten, damit wir nicht die Kontrolle Uber diese Pan-
demie verlieren. Das muss gemacht werden.

Das hat aus meiner Sicht auch nichts damit zu tun, dass wir den Leuten Angst machen
oder ihnen zu viele Einschrankungen auferlegen, sondern das hat etwas damit zu tun,
wie wir in dieser Gesellschaft solidarisch fur alle ermdglichen, dass es eine Ruckkehr
zu einer wie auch immer gearteten verantwortungsvollen Normalitat gibt.

Dann noch zu weiteren Punkten, die Sie angesprochen haben. Ich hoffe, ich habe Sie
falsch verstanden. Es gibt keine Kitapflicht — dariber sind wir uns einig —, aber daraus
kann man nicht ableiten, wenn Eltern Sorge haben, dann konnen die Kinder zu Hause
bleiben. Ich glaube, das darf nicht die Antwort auf die berechtigten Sorgen mancher
Eltern sein, sondern die Antwort darauf muss sein, wir missen gemeinsam schauen,
wie man Kitas zu wirklich sicheren Orten machen kann. Sie darf nicht lauten, dass
Kinder zu Hause bleiben miussen und dann wieder von Teilhabe ausgeschlossen sind.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])
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—Ja, angemessen, aber es ware aus meiner Sicht vollig unangemessen, wenn man
Eltern vor die Wahl stellt und ihnen sagt, wenn du Sorgen hast — diese Sorgen sind
doch berechtigt, Eltern dirfen sich doch Sorgen um das Wohl ihrer Kinder machen,
insbesondere wenn wir in einer Pandemie leben —, hast du immer noch die Moglichkeit,
das Kind zu Hause zu lassen. Ich glaube, das ist nicht eine angemessene Antwort
darauf. Deshalb hoffe ich, Herr Kollege, dass Sie das so auch nicht gemeint haben.

Zur Frage der PCR-Lollitests. Ja, bislang haben die Kommunen 6 Euro vom Land be-
kommen. Laut der neuen Vorlage sollen sie die aber nicht mehr bekommen, sondern
nur noch ungefahr die Halfte davon. Daher kann ausweislich der Vorlage des Finanz-
ministers nicht davon die Rede sein ...

(Zuruf von Minister Dr. Joachim Stamp [MKFFI])

— Dann mussen Sie das noch einmal klarstellen. Dann bitte ich darum, das klarzustel-
len; denn dann ist die Vorlage an der Stelle schwer zu lesen oder missverstandlich.
Dann stellen Sie das klar. Ich finde, aus der Vorlage geht nicht so klar hervor, ob nicht
gegebenenfalls die Mittel an der Stelle gekirzt werden sollen.

Noch ein Hinweis, weil wir uns schon wieder in der gesamten KiBiz-Debatte befunden
haben. Herr Kollege, es mag sein, dass Sie sich schon fur das nachste Frihjahr warm-
laufen. Dann werden wir die Debatte noch einmal in ihrer ganzen Breite fuhren. Auch
hierzu gehort aber wieder die sehr selektive Wahrnehmung auch von Anhérungen. Ich
meine, das gehort zum politischen Geschaft. Jeder nimmt das vielleicht ein bisschen
selektiv wahr. Sie haben nur angeteasert, es gab auch die Frage der Sachkosten. Ja,
da haben die Trager zurickgemeldet, es gibt eine Sachkostenlicke. Die Antwort der
FDP und auch des Ministers war, dann haben die Trager einen Berechnungsfehler
gemacht.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])

Das war an der Stelle auch wieder das Verschieben von Verantwortung. Ich finde, es
wurde eine Menge erwahnt, was Sie Tolles gemacht haben, die Bilanz Ihrer vergan-
genen vier Regierungsjahre, aber abgerechnet wird bekanntermafien zum Schluss.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])

Es sei lhnen gegonnt, dass Sie sich schon einmal flr das nachste Fruhjahr ein biss-
chen warmlaufen. Ich freue mich schon auf die Diskussionen.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Die Klarstellungen nehmen wir gleich vor. Zunachst
beenden wir die Runde. Jetzt hat Frau Voigt-Klppers das Wort. Bitte.

Eva-Maria Voigt-Kuppers (SPD): Danke, Herr Vorsitzender. — Ich will nur zu einigen
Stellen, an denen ich eventuell missverstanden oder falsch interpretiert worden bin,
eine Richtigstellung vornehmen.

Herr Minister, ich habe aus dem COVID-Begleitausschuss des Landes berichtet. Die-
ser hat ein Expertengesprach gefuhrt. Wenn ich davon berichte, fande ich es falsch,
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wenn das als anekdotisch abgetan wird. Experten haben uns ihre Untersuchungser-
gebnisse oder ihre Meinung mitgeteilt, die wir bewusst um ihren Rat fragen. Herr
Hafke, diese Experten haben sehr deutlich gesagt, es gibt Long COVID; es gibt PIMS.
In welchem Ausmalf und mit welchen Folgen, das ist alles noch nicht bekannt. Da kann
ich dann an Ihre Rede anschlieen und sagen, es braucht mehr Untersuchungen, aber
solange ich nicht weil3, welches Risiko ich habe, sollte man meines Erachtens von
dem Fall ausgehen, zu dem ich sagen kann, ich biete den grotmdglichen Schutz an,
der mir jetzt zur Verfigung steht. Es kann sein, dass wir in einem halben Jahr mehr
wissen und wir dann manche MalRnahmen, die wir heute als notwendig erachten, in
der Mottenkiste versenken konnen, aber ich finde, wir als Ausschuss fur Kinder und
Jugendliche haben die Verantwortung, den bestmaoglichen Schutz zu bieten.

Frau Dworeck-Danielowski, insofern haben Sie mir die Worte im Munde umgedreht.
Ich muss lhnen deutlich widersprechen. In einer Situation, in der wir die Folgen einer
Infektion nicht kennen, zu sagen, na ja, fruher haben die Leute gesagt, Dreck reinigt
den Magen, das hat den Kindern nicht geschadet, also kann ich mit den Kindern so
umgehen, halte ich, gelinde gesagt, fur fahrlassig. So konnen wir nicht mit der Ge-
sundheit unserer Kinder als Land und 6ffentliche Institution umgehen. Wir missen das
schon ernst nehmen. Wie gesagt, manche MalRnhahmen magen sich in der Zukunft als
nicht notig erweisen oder es wird erforderlich sein, sie zu erweitern oder zu andern,
aber die Leichtfertigkeit teile ich auf keinen Fall.

Ebenso war die Darstellung nach dem Motto ,Die Eltern machen ohnehin keine Anti-
gentests mehr, sodass wir sie nicht mehr brauchen® verkurzt oder falsch. Ich habe
gesagt, wenn die Eltern die Antigentests zu Hause nicht mehr machen, dann missen
wir Uberlegen, ob es vielleicht richtig ist, dass im Kindergarten unter Kontrolle diese
Tests durchgeflihrt werden. Das ist ein Unterschied zu dem, was Sie gesagt haben.
Ich will das auch nicht so interpretiert wissen, wie Sie das gesagt haben.

Zum Schluss habe ich aber noch eine Frage. In der Diskussion, die vielleicht — das
gestehe ich zu, Herr Minister — auch durch anekdotische Erlebnisse erganzt worden
ist, gab es in einem Ausschuss einer Kommune die Behauptung, dass dann, wenn
man die PCR-Tests in den Einrichtungen machen wollte, die in allen Einrichtungen der
Kommune gemacht werden mussten, inklusive der Tagespflege. Ich frage: Stimmt das,
oder war das eine falsche Behauptung? Weil ich habe — das ist sehr wichtig fur mich —
eben nicht von Schwarz und Weil3 geredet. Ich habe von Ermodglichungsstrategien
zum Beispiel durch das Ersetzen von Finanzen oder von einer Absprache der Landes-
regierung mit den Kommunen insgesamt und nicht mit jeder einzelnen Kommune ge-
sprochen. Ich habe keine sehr konkreten Vorschlage gemacht, aber mich wiarde es
sehr freuen, wenn wir da gemeinsam einen Weg finden wirden.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Vielen Dank, Frau Voigt-Kuppers. — Jetzt kommen wir
in der Reihenfolge der Wortmeldungen zu Herrn Dr. Maelzer. Bitte.

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. — Herr Minister, vielen
Dank fir Ihre Ausfuhrungen auch zur Coronabetreuungsverordnung. Ich glaube, es ist
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wichtig, dass klargestellt worden ist, 3G-Regeln gelten fur die Beschaftigten im Um-
gang mit den Kindern, und durch eine Maske kann das nicht ersetzt werden. In der
Frage unterstitze ich Sie vollkommen.

Mich wurde dann aber interessieren, ob wir auf diesem Weg die genaue Zahl der Ge-
impften unter den Beschaftigten herausfinden kénnen. Das war etwas, das wir schon
ofter miteinander besprochen haben. Ist das in Zukunft moglich? Den Eltern wurde es
madglicherweise eine groflere Sicherheit geben, wenn wir da eine sehr hohe Quote
hatten. Manche anderen Debatten, die von Zeit zu Zeit immer wieder einmal aufplop-
pen, wirden dadurch unnétig gemacht.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])

Sie haben Uber das Thema ,Luftfilter gesprochen. Herr Hafke hat davon gesprochen,
er wisse nicht, ob es immer sinnvoll sei, Kinder von Infektionen fernzuhalten. Mit dieser
Begriundung musste jede Kita und jede Schule, die Uber eine raumlufttechnische An-
lage verfugt, diese Anlage abschalten; denn wir wirden Kindern etwas Schlechtes tun,
wenn sie gefilterte Luft einatmen muassten. Wir sprechen Uber Luftfilter an Orten, an
denen es diese raumlufttechnischen Anlagen im Gegensatz beispielsweise zum Land-
tag nicht gibt. Das zeigt vielleicht auch ein bisschen die Absurditat dieser Argumenta-
tion auf.

Richtig fand ich, dass der Minister kritisch darauf eingegangen ist, dass wir im Landtag
Luftfilter stehen haben, wahrend das in den Kitas nicht der Fall ist und das zu einer
ziemlichen Unwucht in der Debatte fihrt. Ich finde, der grol3e Vorteil daran ist, dass
man Luftfilter in der Praxis erlebt. Manche Kommunen behaupten, sie waren so laut
wie ein Staubsauger. Ich weil3 nicht, welchen Staubsauger Sie haben, aber mein
Staubsauger ist deutlich lauter als das, was ich mit den Luftfiltern im Landtag erlebe.

Dann haben Sie gesagt, man musste trotzdem weiterhin liften. Ja, das ist richtig. Eine
Studie der Universitat Munster sagt zum Thema ,Luftfilter”, dass sie deutlich effektiver
sind als das StoRlUften, aber sie besagt, natirlich muss man weiter llften, weil man
auch den Sauerstoffaustausch braucht. Selbstverstandlich brauchen Kinder trotz Luft-
filter weiterhin Sauerstoff. Wir kommen jetzt aber in eine ganz andere Frequenzlage.
Deshalb sind sie gerade in den Wintermonaten in Kitas und Schulen eine grol3e Hilfe.

Dann haben Sie iber Anekdoten und dariiber gesprochen, was lhnen eine Arztin be-
richtet hat. Das ging in die Richtung Windpockenparty fur Coronainfizierte.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])

Mit aller Freundlichkeit: Ich glaube, dass Sie sich diesen Vorschlag nicht zu eigen ma-
chen.

(Zuruf von Minister Dr. Joachim Stamp [MKFFI])
— Keine Sorge.
(Zuruf von Minister Dr. Joachim Stamp [MKFFI])

— Ich verdrehe Uberhaupt nichts. Zunachst einmal konnten Sie mich ausreden lassen.
Da gehort irgendwie auch dazu.
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Ich wollte Ihnen nur die Mdglichkeit geben, weil Sie diese Anekdote erzahlt haben,
klarzustellen, dass das naturlich nicht Ihre Haltung ist, damit die Eltern nicht den Ein-
druck haben, der Minister hat eine Anekdote erzahlt; das machen wir jetzt mal. Ich
wollte nicht, dass das so stehen bleibt.

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])

Dieser Eindruck kann leicht in medialen Debatten entstehen. Deshalb wollte ich nur
vorschlagen, dass Sie ganz klar sagen: Liebe Eltern, macht das nicht, wie mir das in
einer Anekdote berichtet wurde. — Ich glaube, das ware hilfreich. Wenn daraus von
Ihrer Seite etwas anderes konstruiert wird, ist das etwas anderes als das, was ich da-
mit gemeint habe. Das ist einfach ein freundschaftlicher Hinweis an dieser Stelle.

Vorsitzender Wolfgang Jorg: Das ist sehr flrsorglich.
(Vereinzelt Heiterkeit)

Das war die letzte mir vorliegende Wortmeldung. Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit
Ihrem Einverstandnis wurde ich nun dem Ministerium die Mdglichkeit geben, die noch
offenen Fragen zu beantworten. Ich habe gehort, es ist sogar das Kommunalministe-
rium vertreten, sodass auch die Frage von Herrn Dr. Maelzer beantwortet worden
kann. Ware das fur Sie in Ordnung?

(Zuruf: Jal)
— Dann machen wir das so. — Bitte, Herr Dr. Stamp.

Minister Dr. Joachim Stamp (MKFFI): Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren!
Nachdem Herr Maelzer das Prinzip ,Schwarze Katze“ anwendet — man spricht einfach
einmal darUber und ruckt das in einen entsprechenden Zusammenhang —, méchte ich
fur das Protokoll klarstellen: Ich habe gesagt, dass das eine Anekdote ist und es vdllig
kontrare unterschiedliche Auffassungen einzelner Mediziner gibt. Danach habe ich ge-
sagt, was fur mich malRgebend ist. Das ist die offizielle Pressemeldung des Berufsver-
bandes der Kinder- und Jugendarzte, Landesverbande Nordrhein und Westfalen-
Lippe. In der ist unter anderem auch die Rede davon: Niemand wulnscht sich, dass
Kinder unnotig und leichtfertig infiziert werden. Allerdings ist das kindliche Immunsys-
tem deutlich besser auf das Coronavirus eingestellt als die kindliche Seele auf anhal-
tende negative Einflisse von Verboten und Vereinsamung. — Das ist meine Haltung.

Danke schon.

RD Norbert Lemmering (MHKBG): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte
Damen und Herren Abgeordnete! Zur Frage, inwieweit die Gerate auch in Fluren und
anderen Raumlichkeiten aufgestellt werden konnen, verweise ich auf die Forderricht-
linie, in der die Raume der Kategorie 2 festgeschrieben sind. Gerade bei den Fluren
ist das aber von den Ortlichkeiten abhangig. Deshalb muss man das im Einzelfall se-
hen. Wir erwarten eine Bestatigung, dass es sich nach den UBA-Kriterien um Raume
der Kategorie 2 handelt. Beim Einsatz von mobilen Luftreinigungsgeraten ist naturlich
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sehr stark darauf zu achten, dass durch die Gerate keine Flucht- und Rettungswege
verstellt werden. Darauf weisen wir die Antragsteller hin.

Zu den anderen Einzelheiten kommen wir unter einem anderen Tagesordnungspunkt.
Danke.

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Wir haben die Tagesordnungspunkte ge-
meinsam aufgerufen!)

— Vielen Dank. Dann darf ich das noch kurz erganzen.

Die Antragstellung begann am 27. August, also am vergangenen Freitag. Zum Stand
gestern lagen uns rund 20 Antrage mit einem Fordervolumen von rund 500.000 Euro
vor. Bei einer Onlineantragstellung kann das relativ schnell ermittelt werden. Das ist
also der aktuelle Stand.

Wir merken an den Anfragen, die zurzeit bei uns im Ministerium auflaufen — damit
verknupfen wir auch unser Qualitdtsmanagement, ob die Onlineantragstellung gut lauft
—, dass sich die Einzelfragen eher auf die Raumlichkeiten der Kategorie 2 beziehen,
wahrend die technischen Details auch durch die VDI-Prufkriterien sehr stark festge-
schrieben sind. Die einzelnen Technologien haben wir in den Forderrichtlinien gere-
gelt.

Danke.

MDgt’in Lee Hamacher (MKFFI): Ich mochte gerne aufklaren, was es mit den ver-
schiedenen Betragen fur die PCR-Pooltestungen und die Erstattungsbetrage, die wir
in dem Zusammenhang an die Kommunen zahlen, auf sich hat.

Dabei muss ich etwas weiter ausholen, damit die Systematik deutlich wird. Wir haben
einen HFA-Beschluss bekommen, flachendeckend zwei Tests pro Woche fur die Kita-
kinder zu beschaffen. Damals wurde ein Kaufpreis von 3,75 Euro zugrunde gelegt. Die
Preise fur Lollitests oder damals zunachst fir die Nasaltests lagen deutlich héher. Also
gab es 3,75 Euro mal zwei, weil zwei Tests pro Woche. Das ergibt 7,50 Euro. Das war
der Grundsatzbeschluss.

Dann gab es zunachst zwei Kommunen, die im Rahmen eines Modellvorhabens PCR-
Lollitests durchgefiihrt und deshalb gefragt haben, ob wir die Kosten, die wir dadurch
einsparen, dass wir keine Tests liefern mussen, den Kommunen erstatten kdnnen. Das
hat dann der HFA beschlossen. Dann haben wir entsprechende Vereinbarungen mit
diesen Kommunen und nachfolgend funf weiteren Kommunen Uber den Betrag abge-
schlossen, den wir als Land durch die Nichtbelieferung eingespart haben. Das waren
zweimal 3,75 Euro gleich 7,50 Euro.

Inzwischen haben wir neue Vergaben in die Wege geleitet und erneut Mittel vom HFA
bewilligt bekommen. Naturlich haben wir eine Markterkundung durchgefuhrt, bevor wir
einen neuen Betrag ermittelt haben. Der belauft sich jetzt bei den Lollieigentests auf
2,50 Euro pro Test, also 5 Euro die Woche.

Dementsprechend hat der HFA in seiner zurickliegenden Sitzung beschlossen, dass
wir auf der Kalkulationsgrundlage 5 Euro pro Woche oder 2,50 Euro je Test erneut
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Tests beschaffen kdnnen. Dadurch ist das Problem entstanden, dass sich in den Ko-
operationsvertragen, weil es nur um den Erstattungsbetrag geht, der Betrag nur auf 5
Euro pro Woche belaufen wirde.

Deshalb haben wir versucht, uns schlau zu machen. Ich muss dazu sagen, die Koope-
rationskommunen mussen uns keine Belege dafur liefern, welche Kosten tatsachlich
bei ihnen entstehen, sondern wir zahlen bisher pauschal den Betrag von 7,50 Euro.
Das haben wir Ubrigens auch trotz Schliel3zeiten in den Sommerferien gemacht. Wir
haben also durchgehend 7,50 Euro pro Woche und pro Kind gezahlt. Dann haben wir
aber versucht zu eruieren, wie der tatsachliche Wert ist. Dazu haben wir die teilneh-
menden Kommunen befragt. Dabei sind wir auf einen Wert gekommen, der zwischen
2,75 Euro und 3,25 Euro, also zwischen 5,50 Euro und 6,50 Euro liegt. Das Schulmi-
nisterium hat belegbare Zahlen und zahlt Ubertragen auf die entsprechenden Grup-
penstarken 2,20 Euro pro Test.

Deshalb sind wir auf einen Betrag von 6 Euro gekommen, den wir erstatten. Dieser
Betrag wird nicht nur an die sieben Kommunen erstattet, die im Moment zumindest
PCR-Testungen durchfuhren, sondern an alle Kommunen. Wir haben also einen Mit-
telwert errechnet, von dem wir ausgehen, dass er auskdmmlich sein muss.

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Ich habe noch eine Frage an den Herrn vom Kommunal-
ministerium. Vielen Dank fur lhre Ausfiihrungen. Ich habe mir die Richtlinie naturlich
angeschaut. So lang ist die nicht. Es heil3t nicht Gruppenraum, sondern Raum. Ein
Flur in einer Kita ware also auch ein Raum? Habe ich das richtig verstanden.

RD Norbert Lemmering (MHKBG): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte
Damen und Herren Abgeordnete! Raum bedeutet alle Rdume der Kategorie 2. Wir
erwarten eine Bestatigung, dass es sich um solche Raume handelt, die nur beschrankt
bellftet werden kénnen.

Die Raume sind sehr unterschiedlich. Es tauchte zum Beispiel die Frage auf, wie sich
das bei Sportraumen verhalt. Dann musste an sich die Frage gestellt werden, ob ein
Sportraum nicht eigentlich der Kategorie 1 zuzurechnen ware. Wenn er aber zur Ka-
tegorie 2 gehort, entspricht ein solcher Raum den Forderkriterien. Das gilt fur alle
Raume der Kategorie 2. Wir haben keine Ausschlusskriterien. Zu den Fluren weise ich
aber auf den Brandschutz und die Rettungswege hin. Ich denke, das ist gerade flir den
Kitabereich sehr wichtig.

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Kategorie 2 bezieht sich aber nur auf die Luftungsfahigkeit
und nicht auf irgendetwas anderes? Ansonsten ist ein Raum ein Raum. Kategorie 2
heillt, dass dieser Raum nicht gut bellftet werden kann?

RD Norbert Lemmering (MHKBG): Ich wirde anregen, dass Sie sich den Forderan-
trag ansehen, aus dem das ersichtlich ist. Wir unterscheiden nicht. Wir haben auch
damals bei den Schulen nicht unterschieden. Wir verlassen uns auf die Angaben.
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Groltenteils handelt es sich um o6ffentliche Trager. Als Haushalter mochte ich klar er-
wahnen, Mitnahmeeffekte kann man bei Forderprogrammen nie ausschliel3en, aber
wir verlassen uns auf die Angaben der Antragsteller, der Trager. Wenn die uns per
Mausklick bestatigen, dass es sich um Raume der Kategorie 2 handelt, dann gehen
wir davon aus und erwarten zunachst einmal auch nicht einzelne Unterscheidungen.

Allerdings haben — darauf weisen wir hin und das steht auch in der Forderrichtlinie —
sich der Bundesrechnungshof und auch der Landesrechnungshof Prifrechte fur Stich-
probenprufungen vorbehalten. Das ist aber okay und gangiges Verfahren.

Danke.

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der AfD — Druck-
sache 17/14058 — mit den Stimmen der Fraktionen von CDU,
SPD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stim-
men der Fraktion der AfD ab.
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2 Forderoffensive NRW - Unterstitzungsangebote fir Schiilerinnen und
Schiiler ausbauen

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/13403

Ausschussprotokoll 17/1452

— Abschlieflende Beratung und Abstimmung

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Schule und Bil-
dung — federfiihrend — sowie an den Ausschuss fiir Familie, Kin-
der und Jugend am 28.04.2021)

Eva-Maria Voigt-Kuppers (SPD) fuhrt aus, die Coronapandemie fuhre insbesondere
bei Kindern und Jugendlichen zu negativen Folgen. Immer mehr Kinder und Jugendli-
chen wurden unter den Folgen der Coronapandemie leiden. Aufgabe der Politik sei es,
diese Folgen nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, sondern diesen Folgen zu begegnen.
Deshalb werde mit dem Antrag ein umfassendes Forderprogramm fur Kinder und Ju-
gendliche gefordert.

Dieses Forderprogramm musse sich naturlich auf viele Bereiche der Schule erstre-
cken, aber dieses durfe nicht nur Bildung in der Schule umfassen. Den Kindern und
Jugendlichen musse die Moglichkeit gegeben werden, das Erlebte zu verarbeiten.
Deshalb sei es wichtig, auch Uber die Kinder- und Jugendhilfe Angebote zu unterbrei-
ten, damit fur Kinder und Jugendliche die Moglichkeit bestehe, das Erlebte ganzheitlich
verarbeiten zu kdnnen.

Vorsitzender Wolfgang Jorg stellt auf Nachfrage von Jens Kamieth (CDU) klar, im
mitberatenden Ausschuss sei es nicht Ublich, zunachst eine Auswertung des Fachge-
sprachs vorzunehmen und erst in einer spateren Sitzung Uber den Antrag abzustimmen.

Jens Kamieth (CDU) halt fest, die Kinder und Jugendlichen hatten insbesondere unter
dem Lockdown gelitten. Naturlich sei der Folge der pandemischen Situation gewesen,
aber hauptsachlich wirden die Kinder und Jugendlichen unter dem Fehlen sozialer
Kontakte, dem Fehlen von Spielmdglichkeiten, dem Fehlen des Kontakts zu GrolRel-
tern usw. leiden. Diese Einschrankungen seien durch die wiedererlangten Freiheiten
zum groften Teil weggefallen. Vor dem Hintergrund sei aufgrund von Gesprachen mit
Kinderpsychologen und Kinderarzten, die von der Fraktion der CDU geflihrt worden
seien, zunachst einmal davon auszugehen, dass viele Folgen aufgrund der Zurtickge-
winnung von Normalitat nicht mehr auftreten werden.

Dennoch seien von Bund und Land verschiedene Programme aufgelegt worden. Zu
erwahnen seien beispielsweise die Aktionsprogramme ,Aufholen nach Corona fur Kin-
der und Jugendliche® und ,Extra-Zeit zum Lernen®, um Schulerinnen und Schuler unter
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anderem beim Ausgleich entstandener Bildungsdefizite zu unterstitzen. Das Pro-
gramm ,Extra-Zeit zum Lernen” sei sogar bis zum Ende der Sommerferien 2022 ver-
langert worden. Diese Programme kamen auch gut an, wie von Sven Christoffer vom
Verband Lehrer NRW im Fachgesprach bestatigt worden sei.

Darlber hinaus seien Diagnosetools und Unterstlitzungsmalinahmen zur Verfigung
gestellt worden. Man befinde sich auf einem guten Weg, Kinder und Jugendliche zu
unterstutzen.

Vor dem Hintergrund werde nicht die Notwendigkeit gesehen, eine Forderoffensive zu
starken, wie sie im Antrag vorgesehen sei, sodass die Fraktion der CDU den Antrag
ablehnen werde.

Iris Dworeck-Danielowski (AfD) halt es flr sehr wichtig, nun wieder stabil die Ange-
bote fur Kinder und Jugendliche zu unterbreiten, auch wenn in der zurtckliegenden
Zeit erhebliche Defizite bei dieser Personengruppe aufgelaufen seien.

Im Fachgesprach sei zwar die Aussage getroffen, es ware schon, wenn zusatzlich
Lernangebote unterbreitet werden kénnten, damit flr Kinder, bei denen das Home-
schooling nicht so gut funktioniert habe, die Moglichkeit bestehe, Defizite auszuglei-
chen. Der Engpass im padagogischen Bereich sei aber bekannt. Daher missten Tra-
ger und Personal zur Verfugung stehen, die in der Lage seien, ein solches Angebot zu
unterbreiten. Vor diesem Hintergrund werde es sich vermutlich um eine Phantomdis-
kusion handeln.

Ein grol3er Engpass bestehe aber im Bereich der Schwimmkurse, der sich nicht durch
die Wiederaufnahme von Angeboten beseitigen lasse. Es gestalte sich sehr schwierig,
den im Verlauf eines Jahres aufgelaufenen Rickstau aufgrund der aktuellen Situation
in den Schwimmbadern abzubauen. Gerade bei kleinen Kindern gestalte sich die Si-
tuation zum Teil schwierig, weil eine Begleitung durch Eltern nicht méglich sei. Die
Zahl der Kinder mit Bedarf an Schwimmunterricht nehme immer mehr zu, aber eine
Verbreiterung des Angebots sei nicht mdglich. Auch ein Transport der Schilerinnen
und Schuler zu den Schwimmbadern gestalte sich schwierig, weil nur eine begrenzte
Zahl von Personen befoérdert werden durfe und die dafur erforderlichen Schulbusse
zwischen den einzelnen Fahrten desinfiziert werden mussten. Es werde erforderlich
sein, sich mit diesem Bereich noch langer zu beschaftigen. Vermutlich wirden viele
Kinder nicht die Schwimmfahigkeit erlangen, wie dies eigentlich der Fall sein sollte.

Die sonstigen im Antrag enthaltenen Forderungen seien aber Uberflissig. Wichtig sei,
die Angebote fur die Kinder und Jugendlichen stabil vorzuhalten und nicht in drei Mo-
naten wieder anzuordnen, die Sporthallen fur Kinder zu schlief3en.

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN ab.
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3 Gesetz zur Anderung des Landesrichter- und Staatsanwiltegesetzes —
LRiStaG

Gesetzentwurf
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 17/13063

Stellungnahme 17/4201
Stellungnahme 17/4202
Stellungnahme 17/4224
Stellungnahme 17/4186
Stellungnahme 17/4138

— Abschliefliende Beratung und Abstimmung

(Uberweisung des Antrags an den Rechtsausschuss — federfiih-
rend —, an den Ausschuss fir Familie, Kinder und Jugend, an
den Haushalts- und Finanzausschuss sowie an den Innenaus-
schuss am 24.03.2021)

Josefine Paul (GRUNE) merkt an, Kinderschutz und Kindeswohl spielten zum Gliick
und richtigerweise in Landtag Nordrhein-Westfalen haufiger eine Rolle. Inzwischen
werde auch die Debatte sehr intensiv geflhrt, wie Kinderschutz und Kindeswohl in den
jeweiligen Berufszweigen gestarkt werden konnten. Dies gelte auch fur den Bereich
der Richterinnen und Richter sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte, in dem Gber
weitere Fortbildungsbedarfe diskutiert werde, um zusatzliche Qualifikationen zu erlan-
gen. Mit dem Gesetzentwurf werde diese Diskussion aufgegriffen.

Die Bundesregierung habe bereits im Jahr 2020 daruber diskutiert, inwiefern fur Fami-
lienrichterinnen und Familienrichter bestimmte Eingangsqualifikationen Vorausset-
zung fur die Ausubung dieser Tatigkeit seien. Da dies aber nicht ausreichend sei, habe
die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN den vorliegenden Gesetzentwurf erarbeitet,
der fur Richterinnen und Richter sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte die
Pflicht vorsehe, sich in diesen Bereichen fortzubilden. Dies verbunden mit einer Pflicht
zur Freistellung, damit kein zusatzlicher zeitlicher Druck bei der betroffenen Personen-
gruppe entstehe. Dies erfordere zusatzliche Personalkapazitaten. Zugleich solle der
Bereich der Supervision gestarkt werden, weil mit den Fallen durchaus eine gewisse
emotionale Belastung verbunden sein kénne.

Kern der Diskussion sei naturlich, ob mit einer gesetzlichen Vorgabe dieser Art eine
Einschrankung der richterlichen Unabhangigkeit verbunden sei. In den meisten Dis-
kussionen sei dies bejaht worden. Zum Glick habe sich aber die Diskussion weiter-
entwickelt. Aus den vorliegenden Stellungnahmen ergebe sich nicht die einhellige Mei-
nung, dies sei nicht moglich. Aufgrund der im Gesetz vorgesehenen Entlastung und
der Klarstellung im Gesetz, dass dies keinen Einfluss auf die richterliche Unabhangig-
keit habe, werde das Vorgehen als moglich angesehen. Es gebe sogar Aussagen,
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wonach durch die zusatzliche Fachqualifikation die richterliche Unabhangigkeit ge-
starkt werde.

Vor diesem Hintergrund werde von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Auf-
fassung vertreten, der Gesetzentwurf stehe im Einklang mit der richterlichen Unabhan-
gigkeit und sei auch angemessen und notwendig, um die Frage des Kinderschutzes
und des Kindeswohl in familiengerichtlichen Verfahren zu starken.

Jens Kamieth (CDU) gibt den Hinweis, gestern sei sich auf Wunsch der Fraktion der
CDU im Rechtsausschuss darauf verstandigt worden, den Gesetzentwurf zu einem
spateren Zeitpunkt zu behandeln. Deshalb bitte er, den Gesetzentwurf heute noch
nicht abschliel3end zu behandeln.

Marcel Hafke (FDP) kann sich auch vorstellen, den Gesetzentwurf ohne Votum an
den federfUhrenden Ausschuss zu geben, aber er kdnne auch zu einem spateren Zeit-
punkt im Ausschuss abschliel3end beraten werden.

Die mit dem Gesetzentwurf verbundene Idee halte er inhaltlich fur sehr interessant.
Diese musste auf jeden Fall diskutiert werden. Die Kernfrage sei jedoch, ob eine recht-
liche Verankerung maoglich sei. Diese Beurteilung kdnne er nicht vornehmen.

Josefine Paul (GRUNE) wiirde es begriiRen, wenn sich dieser Ausschuss noch ein-
mal mit dem Gesetzentwurf beschaftigen wirde, wenn im Rechtsausschuss eine Ver-
standigung erzielt worden sei. Die Verschiebung im Rechtsausschuss sei moglicher-
weise erfolgt, um aufeinander zuzugehen. Deshalb sollte der Tagesordnungspunkt zu
einem spateren Zeitpunkt behandelt werden.

Der Ausschuss kommt uberein, die Aussprache zu vertagen.
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5 Kinder in Frauenhausern stiarken — Blinde Flecken der Landesregierung be-
seitigen

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 17/14259

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Gleichstellung
und Frauen — federfiihrend — sowie an den Ausschuss fir Familie,
Kinder und Jugend am 01.07.2021)

Vorsitzender Wolfgang Jorg teilt mit, der Ausschuss fur Gleichstellung und Frauen
habe beschlossen, ein Fachgesprach zu diesem Antrag durchzufihren. Daher schlage
er vor, zunachst das Fachgesprach abzuwarten, bevor sich der Ausschuss mit dem
Antrag beschaftige.

Josefine Paul (GRUNE) 4uRert die Bitte, das Protokoll tiber das Fachgesprach und
die entsprechenden Stellungnahmen dem Ausschuss fur Familie, Kinder und Jugend
zuzuleiten, damit diese als Diskussionsgrundlage fur den Ausschuss dienen konnten.

Vorsitzender Wolfgang Jorg sagt zu, dies werde sichergestellt.
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6  Gesetz lber den interkollegialen Arzteaustausch bei Kindeswohlgefihr-
dung — Anderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG)

Gesetzentwurf

der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP
Drucksache 17/14280

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales — federfiihrend —, an die Kommission zur
Wahrnehmung der Belange der Kinder, an den Innenausschuss
sowie an den Rechtsausschuss am 01.07.2021)

Marcel Hafke (FDP) schlagt vor, dass sich der Ausschuss an der Anhorung im feder-
fuhrenden Ausschuss pflichtig beteilige, weil dies ein Thema sei, mit dem sich der
Landtag schon seit mehreren Legislaturperioden beschaftige und die letzte Anhdrung
schon langere Zeit zurickliege. In den Gesetzgebungsprozess sollten nattrlich die ak-
tuellen Kenntnisse einflielen. Da es um das Thema ,Kindeswohl“ gehe, sei der Aus-
schuss davon direkt betroffen.

Der Ausschuss kommt Uberein, sich an der Anhérung des feder-
fuhrenden Ausschusses fur Arbeit, Gesundheit und Soziales
pflichtig zu beteiligen.
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7 Kinder vor ideologischen Irrwegen schiitzen — am bestehenden Transsexu-
ellengesetz (TSG) und am Paragrafen 45b des Personenstandsgesetzes
festhalten

Antrag
der Fraktion der AfD
Drucksache 17/14271

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Familie, Kinder
und Jugend — federfiihrend — sowie an den Ausschuss flir Arbeit,
Gesundheit und Soziales am 30.06.2021)

Iris Dworeck-Danielowski (AfD) stellt fest, im Deutschen Bundestag sei eine sehr
ausfuhrliche Anhorung zu diesem Thema durchgefuhrt worden. Deshalb sei die Durch-
fuhrung einer schriftlichen Anhorung nicht erforderlich, sodass im Ausschuss abschlie-
Rend Uber den Antrag beraten werden konne.

Vorsitzender Wolfgang Jorg kann keine Einwande erkennen, die abschlieRende Be-
ratung heute durchzufihren.

Iris Dworeck-Danielowski (AfD) fuhrt aus, das Thema sei mit dem Antrag aufgegrif-
fen worden, auch wenn die Debatte im Deutschen Bundestag bereits abgeschlossen
sei und die vorgelegten Gesetzentwulrfe zunachst einmal keine Mehrheit fanden. Von
der Bundesregierung sei aber eine Reform der entsprechenden Gesetzesgrundlagen
in Aussicht gestellt worden. Die neue Bundesregierung, egal in welcher Konstellation,
werde diesbezuglich sicherlich einiges auf den Weg bringen.

Die erkennbare Tendenz, grundsatzlich von einer geschlechtlichen Selbstbestimmung
schon in einer vulnerablen Lebensphase ab dem 14. Lebensjahr auszugehen, werde
von der Fraktion der AfD als absolut fahrlassig angesehen. Zu Recht gebe es flr Kin-
der und Jugendliche auch fur andere Handlungsspielraume viele Einschrankungen,
weil davon ausgegangen werde, dass sie nicht in der Lage seien abzuschatzen, wel-
che Auswirkungen mit bestimmten Entscheidungen auf ihr weiteres Leben verbunden
seien. Aus der Sicht der Fraktion der AfD seien Kinder und Jugendliche absolut damit
uberfordert, ab dem 14. Lebensjahr ohne Inanspruchnahme von therapeutischer Un-
terstutzung und arztlicher Beratung und ohne Einbeziehung der Eltern eine Ge-
schlechtsanderung vornehmen zu lassen.

Derzeit traten verstarkt Transpersonen in Fernsehsendungen auf. Zugleich nehme die-
ser Personenkreis Uber Idole zusatzlich eine Vorbildfunktion ein. Dies sei wohl die Ur-
sache, weshalb bei Kindern und Jugendlichen das Interesse enorm gestiegen sei, sich
einer medizinischen Behandlung zu unterziehen, um ihr Geschlecht andern zu lassen.
Wenn Kinder- und Jugendschutz ernstgenommen werde, sollte diese Entwicklung kri-
tisch begleitet werden.
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Vom Abg. Frank Muller sei im Plenum argumentiert worden, es gehe nicht um ideolo-
gische Grundsatze, sondern den Betroffenen solle geholfen werden. Von der Abg. Jo-
sefine Paul sei jedoch deutlich zum Ausdruck gebracht worden, dass es dabei schon
um die Selbstbestimmungsideologie gehe. Von der Fraktion der AfD werde die Auffas-
sung vertreten, damit sei eine Uberforderung der Kinder und Jugendlichen verbunden.
Es sei sehr wichtig, Uber solche Schritte grundlich nachzudenken und die Begutach-
tung, die vom Bundesverfassungsgericht nicht infrage gestellt worden sei, nicht per se
als pathologisierend in Verruf zu bringen, sondern hervorzuheben, dass dadurch die
betroffene Person in der Richtigkeit ihrer Entscheidung bestarkt werden solle.

In den vergangenen 20 Jahren habe es sehr viele Transpersonen in ihrem Umfeld
gegeben. Flr die meisten Personen habe dies bedeutet, einen sehr schwerwiegenden
Weg zu gehen. Mit Sicherheit sei nicht von allen Personen die richtige Entscheidung
getroffen worden.

Es handle sich um ein absolutes Tabuthema. Von den Verbanden wurden Berichte mit
der Begrindung abgelehnt, diese seien nicht zielflhrend und wirden konservativen
Gruppen und Evangelikalen in die Hande spielen. Deshalb sei es wichtig, sich bewusst
zu sein, dass die Entwicklung in eine falsche Richtung gehen kénne, obwohl der An-
satz vom Grunde her gut gemeint sei. Auf der einen Seite stinden mehr Rechte, recht-
liche Klarstellung, mehr Unterstlitzung und der Kampf gegen die Diskriminierung von
Transpersonen, aber auf der anderen Seite die Uberbordende Tendenz, jeder kdnne
schon ab dem 14. Lebensjahr Gber eine Geschlechtsanderung entscheiden.

Uber so weitreichende gesetzliche Anderungen, von denen ein so starker Einfluss auf
den Mensch ausgehe, sollte nach ihrer Ansicht auch auf Landesebene gesprochen
werden.

Frank Miuller (SPD) bezeichnet es als schwierig, wie mit dem Antrag, dessen Inhalt
und den Ausfuhrungen seiner Vorrednerin umgegangen werden solle. Es ware erfor-
derlich gewesen, den Antrag anders zu formulieren, wenn es nur um den Hinweis
gehe, dass eine Transition nicht einfach sei. Dies werde von niemandem bestritten.

Er halte an seiner in der Plenardebatte geaulerten Auffassung fest, dass beabsichtigt
sei, mit dem Antrag gewisse Bilder zu erzeugen. Dies sei auch wieder durch die Aus-
fuhrungen seiner Vorrednerin deutlich geworden, die von Selbstbestimmungsideologie
gesprochen habe. Zur Selbstbestimmung Uber die eigene Person sehe er keine Alter-
native in einer demokratisch verfassten Gesellschaft, die zum Teil naturlich auch
fremdbestimmt sei. Insofern sei es bemerkenswert, wenn die Vorstellung bestehe, das
Individuum ordne sich unter.

Von seiner Vorrednerin sei der Eindruck erweckt worden, aufgrund der vorliegenden
Antrage sei nach einer Reform des TSG eine Transition sehr einfach moglich, indem
einfach nur geaulert werden musse, ab morgen wolle man sein Geschlecht andern.
Eine solche Vorstellung bewege sich jenseits des Diskurses. Selbstverstandlich seien
eine enge Begleitung und Unterstutzung durch die Angehorigen erforderlich. Ebenso
sei eine therapeutische Begleitung erforderlich, weil dies keine Entscheidung sei, die
egal in welchem Alter einfach einmal im Vorbeigehen getroffen werde.
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Der eigentliche Skandal sei aber, dass die Fraktion der AfD Kinder, die sich im falschen
Korper fuhlten, einem hohen psychischen Druck aussetzen wolle. Deshalb mussten
Kinder davor geschutzt werden, grundlegende psychische Schaden zu erleiden, wenn
ihnen entsprechende Schritte verwehrt wirden.

Die Problemstellung ergebe sich nicht erst bei der Transition. Heute mussten zunachst
einmal sehr viele rechtliche Hirden Uberwunden und hohe Betrage gezahlt werden,
um durch eine Namensanderung die eigene ldentitat dokumentieren zu kénnen. Die-
ser Sachverhalt werde von der Fraktion der AfD vollig unterschlagen. Vielmehr werde
unterstellt, es existiere eine Ideologie, nach der das Geschlecht nur eben einmal im
Vorbeigehen geandert werden kdonne. Das Gegenteil sei der Fall.

Die von seiner Vorrednerin angesprochenen Vorbilder seien mdglicherweise auch da-
rauf zurickzufuhren, dass man inzwischen in einer Gesellschaft lebe, in der der Auftritt
solcher Personen heute eher moglich sei als friher. Seine Vorrednerin sollte einmal
dariber nachdenken, ob nicht durch die Veranderung der Gesellschaft ein anderes
Klima entstanden sei, um eine solche Entscheidung treffen zu kdnnen.

Josefine Paul (GRUNE) stellt klar, Selbstbestimmung sei nie eine Ideologie, sondern
sie sei menschenrechtlich und verfassungsrechtlich verbrieft. Das Bundesverfas-
sungsgericht habe grole Teile des TSG fur verfassungswidrig erklart. Dem verbrieften
Recht auf Selbstbestimmung und der Tatsache, dass das TSG in der bestehenden
Form nicht haltbar sei, trigen die angesprochenen Gesetzentwurfe auf Bundesebene
Rechnung. Zur Situation dieser Menschen sei von ihrem Vorredner schon alles gesagt
worden. Sie sei froh, dass sie in einer offenen Gesellschaft lebe, in der es moglich sei,
in Vielfalt zu leben und selbst Vielfalt zu leben, auch wenn der Fraktion der AfD dies
scheinbar ein bisschen zu weit gehe.

Jorn Freynick (FDP) gibt den Hinweis, das Transsexuellengesetz in seiner jetzigen
Form helfe den Kindern ebenfalls nicht weiter. Es sei beispielsweise durch eine weit-
reichende Anderung des Personenstandsrechts eine Modernisierung im Sinne einer
offenen Gesellschaft erforderlich.

Mit dem vorliegenden Antrag werde der Eindruck erweckt, als wenn es immer wieder
zu schwerwiegenden Fehldiagnosen kommen werde, wenn es um das Thema ,Tran-
sition“ gehe. Dies treffe nicht zu und kdnne auch empirisch nicht belegt werden. Viel-
mehr kdnne er empirisch das Gegenteil belegen. Der Anteil belaufe sich namlich auf
maximal 1 %. Insofern stelle sich bei einem verschwindend geringen, nicht beachtens-
werten Teil die getroffene Entscheidung als Fehlentscheidung heraus. Die Hurden
seien sehr hoch, indem es derzeit erforderlich sei, zwei Gutachten vorzulegen. Dabei
wurden intimste Fragen gestellt, die in gewisser Form schon beschamend seien, da
der Staat zunachst einmal unterstelle, die Person sei psychisch gestort. Dies entspre-
che nicht einer offenen Gesellschaft.

Es musse auch schon in frihen Lebensjahren moglich sein, die Frage des Geschlechts
zu thematisieren. Hierzu musse eine gesetzliche Regelung gefunden werden. Ein sehr
gelungener Vorschlag der Bundestagsfraktion der FDP liege dazu auf dem Tisch. Die
weitere Entwicklung misse nun abgewartet werden.
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Vor diesem Hintergrund konne die Fraktion der FDP dem Antrag nicht zustimmen.

Britta Oellers (CDU) bezeichnet das Thema als wichtig, aber der Antrag sei von der
AfD auf der falschen Ebene gestellt worden, da ein Bundesgesetz betroffen sei. Alle
demokratischen Parteien auf Bundesebene seien sich darin einig, dass Reformbedarf
bestehe. Im Landtag Nordrhein-Westfalen sei der Antrag abzulehnen.

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, SPD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen
die Stimmen der Fraktion der AfD ab.
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8  Zukunft der Care-Arbeit in NRW sichern — Fachkraftemangel jetzt bekamp-
fen!

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 17/14256

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Familie, Kinder
und Jugend - federfiihrend — sowie an den Ausschuss fiir Gleich-
stellung und Frauen am 01.07.2021)

Josefine Paul (GRUNE) beantragt die Durchfiihrung einer Anhérung.

Vorsitzender Wolfgang Jorg schlagt vor, Einzelheiten im Zuge einer kurzen Obleu-
terunde im Anschluss an die heutige Ausschusssitzung festzulegen.

Der Ausschuss kommt Uberein, eine Anhdrung durchzuflhren.
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9 Trauma ,,Verschickungskind®“. Verschickt um gesund zu werden — Demiiti-
gung und Gewalt gegen Kinder in Kinderheilanstalten

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/11175

Ausschussprotokoll 17/1441

Stellungnahmen

1714054, 17/3988, 17/3990,
17/3989, 17/3976, 17/3975,
1713982, 17/3984, 17/3973,
17/3974, 17/3944

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Familie, Kinder
und Jugend — federfiihrend — sowie an den Ausschuss flir Arbeit,
Gesundheit und Soziales am 07.10.2020)

Dr. Dennis Maelzer (SPD) geht ruckblickend davon aus, dass es gut gewesen sei, die
Anhoérung in Prasenz durchzufihren. Dies habe zwar zu einer Verzdgerung der Be-
handlung des Antrags gefuhrt, aber allen Fraktionen sei wichtig gewesen, die Betroffe-
nen in einer personlichen Begegnung zu Wort kommen zu lassen.

Nach seiner Einschatzung seien alle an der Anhorung teilnehmenden Ausschussmit-
glieder von der Anhorung sehr beeindruckt gewesen. Dies gelte zum einen fur die
Ausfuhrungen der Betroffenen, die ihre Schicksale zum Teil sehr detailreich geschil-
dert hatten. Zum anderen habe ihn die Haltung der eingeladenen Expertinnen und
Experten positiv beeindruckt. Alle betroffenen Institutionen hatten ihre Bereitschaft er-
klart, an der Aufarbeitung und Aufklarung mitzuwirken. Dies sei nach seiner Ansicht
ein wichtiges Signal gewesen, das von der Anh6rung ausgegangen sei.

Aufgabe des Parlaments sei es nun, die Mdglichkeit zu schaffen, diese Bereitschaft zu
budndeln, damit die Angelegenheit positiv nach vorne getragen werden konne.

Den Ausschussvorsitzenden sei er dankbar, dass von diesen im Nachgang zur Anho-
rung Signale an die kommunalen Spitzenverbande ausgesandt worden seien, von de-
nen daraufhin eine Mitwirkung zugesagt worden sei. Nach seinem Eindruck sei es ge-
rade von den Betroffenen als storend empfunden worden, dass die kommunale Seite
in der Anhérung nicht anwesend gewesen sei. Deshalb sei die im Nachhinein von den
kommunalen Spitzenverbanden zugesagte Mitwirkung wichtig.

Uber die Anhdrung sei es moglich gewesen, aus verschiedenen Perspektiven Erkennt-
nisse zu erlangen. Aus seiner Sicht liege bei Nordrhein-Westfalen als dem grofiten
Bundesland die Verantwortung, an der Aufklarung mitzuwirken und dabei Unterstit-
zungsarbeit zu leisten. Dies gelte auch fur die wissenschaftliche Ebene. So seien in
der Anhdérung Hinweise gegeben worden, wie Burgerforschung starker unterstutzt wer-
den kdnne, um daraus ein grof3eres Gesamtbild entwickeln zu konnen.
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Vonseiten der Betroffenenorganisationen sei der Appell gekommen, sich entweder
dem Antrag der Fraktion der SPD in vollem Umfang anzuschlief3en oder ein gemein-
sames Papier auf der Grundlage des Antrags der Fraktion der SPD zu formulieren.
Gestern habe er sich in den Livestream des Gesundheitsausschusses zugeschaltet,
in dem die Aussage getroffen worden sei, dass ein solcher Weg beschritten werden
solle. Es wurde ihn freuen, wenn es gelinge, ein parteiubergreifendes Papier zu for-
mulieren. Dies entspreche nach seinem Eindruck der Erwartungshaltung, die gegen-
uber dem Landtag bestehe. Damit ginge zu einem Sachverhalt, der sich nicht partei-
politisch zuordnen lasse, ein sehr gutes Zeichen vom Landtag Nordrhein-Westfalen
aus.

Josefine Paul (GRUNE) ist der Meinung, von einem fraktionsiibergreifenden gemein-
samen Antrag ging ein gutes Signal aus. In ihm sollten die in der Anhérung herausge-
arbeiteten Punkte enthalten sein. Nach ihrem Eindruck sei fur die Betroffenen wichtig,
dass an sie das Signal ausgesandt werde, dass sie nun endlich gehort werden. Vor
dem Hintergrund des dahinter stehenden Leids und bisherigen Hilflosigkeit der Be-
troffenen sei dieses Signal sehr wichtig.

In der Anhérung sei aber auch erkennbar gewesen, dass sich alle ihrer Verantwortung
bewusst seien und die Bereitschaft bestehe, zur Aufklarung beizutragen. Wenn es nun
gelinge, die gegebenen Hinweise zu nutzen, um Aufklarung zu betreiben, sei dies sehr
positiv. Auch die Forderung aus dem Kreis der Betroffenen nach einem runden Tisch
sei fur sie nachvollziehbar und ebenfalls positiv zu bewerten. Es sei wichtig, mit den
Betroffenen und nicht nur Gber sie zu sprechen. Nur so kdnne eine gute Aufarbeitung
gelingen.

Charlotte Quik (CDU) ist dankbar, dass es moglich gewesen sei, die Anhorung in
Prasenz durchzufuhren. Dies sei gegenuber dem Thema angemessen gewesen.

Fir die Mitglieder dieses Ausschusses sei es schwer zu ertragen gewesen zu horen,
welches Leid Kinder in diesem Land erleiden mussten. Sehr eindrucksvoll sei aber
auch gewesen, wie sehr die Betroffenen noch heute unter dieser recht kurzen Phase
ihres Lebens leiden mussten. Daran sei deutlich geworden, wie wichtig es sei, dass
sich der Landtag Nordrhein-Westfalen mit dieser Thematik in Wirde und Respekt aus-
einandersetze und die notwendige Unterstitzung leiste.

Auch nach ihrer Einschatzung sei sich der Grofteil der Anwesenden ihrer Eigenver-
antwortung durchaus bewusst gewesen und habe eine Bereitschaft zur Aufarbeitung
erkennen lassen. Verwundert habe sie die gelegentlich zum Ausdruck gebrachte An-
sicht, man musse die Kirche im Dorf lassen, und das sei in der damaligen Zeit so
gewesen. Deshalb miUsse sehr genau darauf geachtet werden, eine Betrachtung vor
dem Hintergrund der damaligen gesellschaftlichen Gegebenheiten vorzunehmen. Man
durfe nicht dem Trugschluss verfallen, dass das, was heute Unrecht sei, auch damals
Unrecht gewesen sei. Sie gehe allerdings davon aus, dass sich alle Abgeordnete die-
ser Verantwortung bewusst seien.
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Es sei richtig, den gemeinsam eingeschlagenen Weg weiter zu beschreiten. Insofern
bestehe aufseiten der Fraktion der CDU grolde Bereitschaft, in der nachsten Aus-
schusssitzung zu einem gemeinsamen Votum zu kommen. Vermutlich werde an der
einen oder anderen Stelle noch ein wenig Textarbeit geleistet werden mussen, weil
aufgrund der Anhérung weitere Erkenntnisse gewonnen werden konnten, die berick-
sichtigt werden sollten.

Verwundert habe sie die diesbezlglich gestern von der Fraktion der SPD uber die
Presse ergangene Aufforderung, obwohl diese Bereitschaft vonseiten der Fraktion der
CDU durchaus bereits zum Ausdruck gebracht worden sei. Im Sinne der Sache sei es
nicht zielfUhrend, Punkte, die bereits auf personlicher Ebene geklart worden seien,
offentlich zu adressieren. Dies sei aber kein Hinderungsgrund, den bereits eingeschla-
genen Weg weiter zu gehen. Insofern freue sie sich Uber die weitere Debatte im Aus-
schuss.

Jorn Freynick (FDP) kann sich dem bisher Gesagten anschliel3en. Die Anhorung
habe ihn aufgrund der erschreckenden Schilderungen personlich sehr berthrt. Bemer-
kenswert sei, dass es sehr viel staatliches Handeln gegeben habe und viele Institutio-
nen bei diesem Handeln eine Rolle spielten. Diese Rolle dirfe nicht unterschatzt wer-
den, da das Handeln in Rathausern und Sozialamtern zu einer besonderen Sichtweise
bei den Blrgern fuhre. Damit sei eine Legitimation verbunden, die nicht ohne Weiteres
weggedacht werden kdnne. Insofern seien die Sachverhalte haufig zunachst einmal in
einem anderen Licht gesehen worden. Schilderungen von Kindern seien nicht geglaubt
worden, wodurch sich die Gesamtlage verschlimmert habe. Deshalb sei das Auftreten
von tiefgreifenden psychischen Problemen nicht verwunderlich.

Auch aus der Sicht der Fraktion der FDP musse die Aufarbeitung vorangetrieben wer-
den, um die Rolle des Staats genau aufarbeiten und festzustellen, was damals falsch
gelaufen sei und welche Sichtweise damals geherrscht habe. Dies sei man den Opfern
und auch deren Angehdrigen schuldig, die vermutlich auch in irgendeiner Weise darin
verwickelt gewesen seien. Deshalb sei es richtig, in Gesprachen einen gemeinsamen
Antrag zu formulieren, um diesen dann in einer der nachsten Sitzungen des Ausschus-
ses beschliefen zu konnen.

Iris Dworeck-Danielowski (AfD) ist ebenfalls der Auffassung, die Anhérung sei sehr
eindrucksvoll gewesen. Der Fraktion der SPD sei sie fur die ergriffene Initiative dank-
bar. Die Einbringung eines gemeinsamen Antrags wuirde sie begrufien.

Die aktuelle Situation, in der Betroffene auf sich allein gestellt seien und ihnen der
Zutritt zu Archiven usw. verwehrt werde, sei naturlich haltlos. Erschreckend sei, dass
die Zustande bis in die 90er-Jdahre hinein anhielten. Zu diesem Zeitpunkt sei schon
lange eine Verabschiedung von der sogenannten schwarzen Padagogik erfolgt. Nach-
dem sogar noch in der Gegenwart von der Behandlung von Kindern mit sedierenden
Medikamenten gesprochen werde, sei es sehr wichtig, das Thema nicht nur im Sinne
einer Vergangenheitsbewaltigung aufzugreifen, sondern es auch als Auftrag verstan-
den werde zu beobachten, was aktuell in Kinder- und Jugendgruppen, in der Kinder-
und Jugendpsychiatrie usw. geschehe. Sie habe namlich die Befurchtung, dass es in
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diesem Bereich immer noch Schwarze Schafe gebe. Kinder seien nun einmal das
schwachste Glied in der Kette und immer Untergebene. Wenn sie dann noch erkrankt
und von Eltern oder anderen Fursprecher getrennt seien, gestalte sich die Situation
sehr schwierig. Oft werde den Schilderungen der Kinder kein Glauben geschenkt.

Vorsitzender Wolfgang Jorg schlagt vor, den Tagesordnungspunkt erneut auf die
Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses am 28. Oktober 2021 zu nehmen, um bis
dahin die Mdglichkeit einzuraumen, einen gemeinsamen Antrag einzubringen.

Der Ausschuss kommt Uberein, den Tagesordnungspunkt er-
neut auf die Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses am
28. Oktober 2021 zu nehmen.
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10 Betreuungssituation der Kinder und Jugendlichen nach der Umwetterkata-
strophe (Bericht beantragt von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5638

Josefine Paul (GRUNE) bezieht sich auf Seite 4 des Berichts, auf der dargestellt
werde, welche niedrigschwelligen gruppenpsychotherapeutischen Angebote es gebe,
aber es noch keine spezifischen therapeutische Angebote fur Kinder und Jugendliche
gebe. Erganzend bitte sie um Auskunft, ob es Unterstutzung fur Lehrkrafte, Erzie-
hungspersonal und in der Jugendarbeit tatigen Menschen gebe, weil diese moglicher-
weise doppelt belastet seien. Einerseits mussten sie den Situationen von Kindern in
den Einrichtungen gerecht werden, und andererseits seien sie selbst Betroffene. .

StS Andreas Bothe (MKFFI) teilt mit, es werde derzeit versucht, den Bedarf Uber die
existierenden Regelsysteme abzudecken. Sollte sich dariber hinaus ein Bedarf erge-
ben, werde gegebenenfalls nachgesteuert.
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11

13

Stand Personal- und Qualifizierungsoffensive der Landesregierung (Bericht
beantragt von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN [s. Anlage 2])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5636

In Verbindung mit:

Auswirkung der Flugkatastrophe auf die Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe
und der Angebote der Familienbildung und -beratung in NRW (Bericht bean-
tragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 3])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5638

Dr. Dennis Maelzer (SPD) schlagt vor, die Aussprache zu den beiden Tagesordnungs-
punkten auf die nachste Sitzung des Ausschusses zu vertagen.

Der Ausschuss kommt Gberein, die Aussprache zu den beiden
Tagesordnungspunkten auf die nachste Sitzung des Ausschus-
ses zu vertagen.
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12 Resolution des Rates der Stadt Herne (Bericht beantragt von der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN [s. Anlage 2])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5621

— keine Wortbeitrage



Landtag Nordrhein-Westfalen - 58 - APr 17/1525

Ausschuss fur Familie, Kinder und Jugend 02.09.2021
70. Sitzung (Offentlich)

14 Behandlung von Kindern mit sedierenden Medikamenten (Bericht beantragt
von der Fraktion der SPD [s. Anlage 3])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 17/5619

Dr. Dennis Maelzer (SPD) dankt flr den Bericht und fragt, ob das Landesjugendamt
Rheinland heute vertreten sei. Nachdem dies offenbar nicht der Fall sei, bitte er, diesen
Tagesordnungspunkt in die Tagesordnung fur die nachste Sitzung des Ausschusses
noch einmal aufzunehmen und zu dieser Sitzung auch eine Vertreterin bzw. einen
Vertreter des Landesjugendamts Rheinland einzuladen, weil er noch einige Fragen
habe, die moglicherweise zum Teil aber auch schon StS Andreas Bothe beantworten
kdnne.

Vom Landesjugendamt Rheinland sei die Aussage getroffen worden, es habe die Zu-
sammenarbeit mit Dr. Winterhoff bereits vor einiger Zeit eingestellt. Er bitte um Aus-
kunft, ab wann diese Zusammenarbeit eingestellt worden sei und wodurch diese Ent-
scheidung ausgeldst worden sei. Es werde davon gesprochen, dass die padagogi-
schen Einschatzungen des Mediziners vom Landesjugendamt Rheinland in dieser
Form nicht geteilt worden seien. Nachdem die padagogischen Einschatzungen von Dr.
Winterhoff schon seit einem relativ langen Zeitraum bekannt seien, sei fur ihn von In-
teresse, ob dies der ausschlaggebende Grund gewesen sei, die Zusammenarbeit ein-
zustellen.

Das Landesjugendamt Rheinland sei als Aufsichtsbehodrde fur eine Vielzahl von Ju-
gendheimen zustandig. Nachdem vom Landesjugendamt Rheinland die Zusammen-
arbeit mit Dr. Winterhoff eingestellt worden sei, frage er, ob die Einrichtungen der Ju-
gendhilfe uber die Entscheidung des Landesjugendamts Rheinland informiert worden
seien, damit fUr diese die Mdglichkeit bestanden habe, ihr eigenes Handeln daran aus-
zurichten.

Wichtig sei fur ihn die Frage, wie die Aufsicht in diesen Fallen funktioniere. Er bitte
darzulegen, ob das Landesjugendamt Rheinland proaktiv vor Ort tatig werde oder bei-
spielsweise die Jugendamter vor Ort beauftrage. Da vor Ort eine gewisse Nahe be-
stehe, sei moglicherweise ein Blick von aulden zielfuhrender als wenn das ortliche Ju-
gendamt tatig werde.

Ferner bitte er um Auskunft, ob in Einrichtungen, fur die das Landesjugendamt Rhein-
land eine Aufsichtsfunktion habe, heute noch Kinder mit sedierenden Medikamenten
in der von Dr. Winterhoff praktizierten Methode behandelt werden oder ob zumindest
ein Moratorium stattfinde. Ferner frage er, ob in solchen Fallen inzwischen zumindest
eine Zweitmeinung eingeholt worden sei.

Anhand der Dokumentation und auch aufgrund von zugegangenen Hinweisen sei er-
kennbar, dass gegenuber Eltern oder Pflegeeltern der Vorwurf der Gefahrdung des
Kindeswohls erhoben worden sei, wenn sich diese gegen eine Behandlung ihrer Kin-
der mit sedierenden Medikamenten zur Wehr setzten. Zum Teil hatten dann auch Kin-
desentziehungen stattgefunden. Er frage, ob bekannt sei, in welcher Dimension sich
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diese Falle bewegten. Daruber hinaus bitte er darzulegen, ob dies aus der Sicht der
Landesregierung oder dem Landesjugendamt Rheinland ein Problem darstelle, weil
der Eindruck bestehe, dass in dieser Situation ein Autoritatsgefalle bestehe, namlich
der prominente Arzt gemeinsam mit dem Jugendamt gegen die Eltern oder die Pfle-
geeltern. Dann wirde sich die Situation, wie sie auch im Bericht beschrieben werde,
dass es fur die Eltern bzw. die Pflegeeltern moglich sei, eine solche Behandlung zu
verweigern, in der Praxis nicht ergeben.

Vorsitzender Wolfgang Jorg bezieht sich auf die Bitte, den Tagesordnungspunkt wie-
der auf die Tagesordnung fur die nachste Sitzung des Ausschusses zu nehmen und
leitet daraus ab, fur die Landesregierung bestehe die Moglichkeit, die Fragen, die sie
heute nicht mindlich beantworten kénne, bis dahin schriftlich zu beantworten.

Das Landesjugendamt Rheinland kdonne der Ausschuss jedoch nur im Rahmen einer
Anhdrung einladen. Deshalb musse es dem Ministerium Uberlassen werden, ob das
Landesjugendamt Rheinland in der nachsten Sitzung des Ausschusses vertreten sein
werde.

StS Andreas Bothe (MKFFI) sagt zu, in der nachsten Sitzung des Ausschusses werde
das Landesjugendamt Rheinland vertreten sein.

Die Landesregierung nehme die Angelegenheit sehr ernst und werde den Sachverhalt,
der noch nicht abschlielend feststehe, auch dahin gehend Uberprifen, ob maéglicher-
weise politischer oder auch gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe und bei-
spielsweise im Kinder- und Jugendhilferecht ein sogenannter blinder Fleck zu beseiti-
gen sei. Jedoch bitte er um Verstandnis, wenn er zu den zuvor aufgeworfenen Tatsa-
chenfragen uber den schriftlichen Bericht hinaus heute keine Aussagen treffen konne.
Dies gelte insbesondere fur die Frage, wann das Landesjugendamt Rheinland die Zu-
sammenarbeit mit Dr. Winterhoff eingestellt habe, welche Grinde dafur ausschlagge-
bend gewesen seien und wie diese Entscheidung kommuniziert worden sei. Zu diesen
Fragen koénne in der nachsten Sitzung des Ausschusses mundlich vorgetragen oder
auch im Vorfeld zum vorliegenden Bericht schriftlich erganzend berichtet werden.

Allerdings gebe er zu bedenken, dass es sich um schwierige medizinische Fragen
handle. Im Hinblick auf die medizinische Seite des Falles unterliege Dr. Winterhoff in
berufsrechtlicher Hinsicht der Aufsicht der Arztekammer. Die Aufsicht Uber die Arzte-
kammer wiederum fuhre das MAGS. Heute sei eine Vertreterin des MAGS anwesend,
die moglicherweise seine Ausfuhrungen erganzen kénne. Ansonsten schlage er vor,
die gestellten Fragen in der nachsten Sitzung des Ausschusses zu beantworten.

Vorsitzender Wolfgang Jorg aulRert die Bitte, im Rahmen des Mdglichen die offenen
Fragen bereits im Vorfeld zur nachsten Sitzung des Ausschusses schriftlich zu beant-
worten.
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RB’e Isil Ceylan (MAGS) bittet, die Beantwortung der Fragen auf die nachste Sitzung
des Ausschusses zu verschieben, da die zustandige Kollegin heute nicht anwesend
sei.

Die Beratungen werden auf die nachste Sitzung des Aus-
schusses vertagt.
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16 Verschiedenes

— keine Wortbeitrage

gez. Wolfgang Jorg
Vorsitzender

3 Anlagen
15.11.2021/16.11.2021
10

02.09.2021
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IM LANDTAG NRW

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, PLATZ DES LANDTAGS 1, 40221 DUSSELDORF Joseﬁne PaUI M d L
Fraktionsvorsitzende,

An den Sprecherin fiir Kinder-, Jugend- und Familienpolitik
Vorsitzenden des Ausschusses fir Familie, SPrECher[n fgr Frauen- l.u?d Queerpolitik
Kinder und Jugend Sprecherin fir Sportpolitik
Herrn Wolfgang Jorg Mitarbeiter: ]
- Im Haus-

Anschrift: Platz des Landtags 1
I 40221 Dissedor

Telefon: (0211) ss4-

E-Mail: I - (2 ndtag.nrw.de

6. August 2021

Berichtswunsch fiir die Sitzung des Ausschusses fiir Familie, Kinder und Jugend
am 2. September 2021

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der Landtagsfraktion von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN beantrage ich fiir die kommende
Sitzung des Ausschusses fir Familie, Kinder und Jugend am 2. September 2021 einen miindlichen und
schriftlichen Bericht der Landesregierung:

Betreuungssituation der Kinder und Jugendlichen nach der Unwetterkatastrophe

Bei der Unwetterkatstrophe um den 14. Juli 2021 sind in Nordrhein-Westfalen 47 Menschen ums
Leben gekommen, viele haben von jetzt auf gleich ihr Zuhause verloren und ganze Orte sind nicht
mehr wiederzuerkennen. Von den Hochwasserschdden sind auch Kitas, Tagespflegestellen, Familien-
und Jugendzentren betroffen. Mitunter sind auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser
Einrichtungen von der Katastrophe betroffen. Neben den Aufrdumarbeiten und den Planungen des
Wiederaufbaus spielt fiir die betroffenen Kinder und Erwachsene auch die Verarbeitung der
Ereignisse eine groRe Rolle. In dem Zusammenhang bitten wir die Landesregierung um einen Bericht
zur aktuellen Lage der Betreuung von Kindern und Jugendlichen in den von der Katastrophe
betroffenen Gebieten unter besonderer Beriicksichtigung der folgenden Fragen:

1. Ist der Betrieb von Kitas und Tagespflegestellen sichergestellt?

2. Welche Betreuungsangebote finden zuséatzlich fiir Kinder und Jugendlichen statt?

3. Gibt es Angebote der psychosozialen Betreuung fiir Kinder und Jugendliche?

4. Welche Unterstiitzung leistet die Landesregierung bei Wiederaufbau bzw. notwendigen

Provisorien sowie der (psychosozialen) Unterstiitzung?

Mit freundlichen GriiRen
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Fraktionsvorsitzende,

An den Sprecherin fiir Kinder-, Jugend- und Familienpolitik
Vorsitzenden des Ausschusses fiir Familie, SPrECher[n fgr Frauen- l.u?d Queerpolitik
Kinder und Jugend Sprecherin fir Sportpolitik
Herrn Wolfgang Jorg Mitarbeiter: ]
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Anschrift: Platz des Landtags 1
I 40221 Dissedor

Telefon: (0211) ss4-

E-Mail: I o de

20.08.2021

Tagesordnungspunkte fur die Sitzung des Ausschusses fiir Familie, Kinder und Jugend
am 2. September 2021

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der Landtagsfraktion von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN melde ich folgende
Tagesordnungspunkte fur die Sitzung des Ausschusses fur Familie, Kinder und Jugend am
2. September 2021 an;

l. Stand Personal- und Qualifizierungsoffensive der Landesregierung
Il. Resolution des Rates der Stadt Herne

Im Einzelnen:

l. Schriftlicher Bericht ,,Stand Personal- und Qualifizierungsoffensive der
Landesregierung “

Im Juni 2021 stellte die Landesregierung kurzfristig ihre sog. Personal- und
Qualifizierungsoffensive im Bereich der friihkindlichen Bildung vor. Dabei sollen Interessierte
die Mdoglichkeit haben, sich in einer praxisintegrierten Ausbildung zur bzw. zum staatlich
anerkannten Erzieherin bzw. Erzieher, zur bzw. zum staatlich gepruften Kinderpflegerin bzw.
Kinderpfleger oder zur Assistenzkraft im nichtpadagogischen Bereich qualifizieren zu lassen.
Im Rahmen des Programms werden die Arbeitgeber mit rund 55 Millionen Euro untersttzt.
Gleichzeitig beendet die Landesregierung trotz andauernder Corona-Pandemie und der
daraus benétigten HygieneschutzmafRnhahmen ihr Kita-Helferprogramm.

Die Landesregierung wird gebeten, sich in ihrer Berichterstattung insbesondere auf folgende
Fragen zu beziehen:

1. Wie viele Fachschul-Standorte existieren in NRW, wo eine Ausbildung zur
Kinderpflegerin bzw. zum Kinderpfleger absolviert werden kann?
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2. Wann ist das MKFFI mit dem MSB und den Fachschulen hinsichtlich des moglichen
Mehrbedarfs an Schulplatzen durch die sog. Personal- und Qualifizierungsoffensive
ins Gesprach gegangen? Bis wann wurde nach méglichen Schulstandorten gesucht?

3. Wie viele Antrége fir wie viele Personen wurden fir die Teilnahme an der sog.
Personal- und Qualifizierungsoffensive gestellt? Wie viele Antradge wurden bewilligt
und abgelehnt?

4. Werden die zur Verfligung gestellten 55 Millionen Euro fir die auf drei Saulen
fuBende Personal- und Qualifizierungsoffensive vollstandig gebraucht? Welcher
Anteil wird fur das Jahr 2021 vorgesehen?

5. lIst die sog. Personal- und Qualifizierungsoffensive dauerhaft angelegt?

6. Welche Effekte erwartet die Landesregierung durch die sog. Personal- und
Qualifizierungsoffensive fir den Fachkraftebedarf in der friihkindlichen Bildung?

7. Wird es vor dem Hintergrund der andauernden Pandemie eine Neuauflage des
Alltagshelferprogramms geben? Wenn nein, was hat sich im Vergleich zu 2020
grundlegend veréandert?

8. Wann wird der zweite Standort zur Ausbildung von Lehrkraften fiir Fachschulen zur
Ausbildung von Erzieherinnen bzw. Erziehern und Kinderpflegerinnen bzw.
Kinderpflegern eréffnet?

. Schriftlicher Bericht ,,Resolution des Rates der Stadt Herne*
In seiner Sitzung am 29. Juni 2021 hat der Rat der Stadt Herne eine Resolution verabschiedet,
in der er die Landes- und Bundesregierung auffordert, sich fir eine bedarfsgerechte
Kindergrundsicherung in Hohe von mindestens 500,- Euro pro Monat schnellstmdglich

einzufuhren.

Die Landesregierung wird gebeten, sich in ihrer Berichterstattung insbesondere auf folgende
Fragen zu beziehen:

1. Wie bewertet die Landesregierung die Resolution des Rates der Stadt Herne?

2. Wird die Landesregierung die Resolution zum Anlass nehmen, um eine
Bundesratsinitiative anzugehen?

3. Wie positioniert sich die Landesregierung zu einer bedarfsgerechten

Kindergrundsicherung? Betrachtet die Landesregierung die Kindergrundsicherung als
eine wirksame MalBnahme, um gegen Kinder- und Jugendarmut vorzugehen?

Mit freundlichen GriRen
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NRW
DIE FRAKTION

SPD

DENNIS MAELZER
Familienpolitischer Sprecher

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Diisseldorf Platz des Landtags 1
40221 Diisseldorf

An den T0211.884-2158

Vorsitzenden des F 0211.884-3185

Ausschusses fir Familie, Kinder und Jugend EMail dennis.maelzer@landtag.nrw.de
Herrn Wolfgang Jf)l’g MdL www.spd-fraktion-nrw.de

- per E-Mail -

nachrichtlich

.

20.08.2021
Beantragung von TOPs fiir die Sitzung am 02.09.2021

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der SPD-Fraktion im Landtag NRW beantrage ich folgende Berichtspunkte
fiir die kommende Sitzung des Ausschusses fiir Kinder, Jugend und Familie am 2.
September 2021:

1. Auswirkung der Flutkatastrophe auf die Arbeit der Kinder und Jugendhilfe und
der Angebote der Familienbildung und -beratung in NRW.
Wir bitten die Landesregierung im Bericht auf folgende Punkte besonders einzugehen:
-Wie viele Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sind durch die Flutkatastrophe
beschadigt worden?
e Wiestark sind die Schaden in den einzelnen Einrichtungen?
e Wiekann in den Gebieten die friihkindliche Bildung und der Kinderschutz
gewahrt bleiben?
e Welche MaRnahmen werden seitens des Landes ergriffen, um
schnellstmoglich die Schaden zu beseitigen?
e Welche MaRnahmen zur Bewaltigung des Erlebten werden ergriffen?

2. Behandlung von Kindern mit sedierenden Medikamenten
Laut Presseberichten wird Michael Winterhoff vorgeworfen, Kinder und Jugendliche
Uber lange Zeitraume und ohne Einverstandnis und Wissen der Eltern oder
Sorgeberechtigten medikamentos behandelt zu haben.
Wir bitten die Landesregierung in ihrem Bericht auf folgende Punkte besonders
einzugehen:

e Abwann waren die staatlichen Stellen, Landesregierung, Fachministerien,
Landesjugendamter und betroffene Jugendamter tiber die Vorwiirfe
informiert?

e Wann wurden MaRRnahmen ergriffen?
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e Was tut die Landesregierung, um — besonders fiir Kinder, die sich in staatlicher
Aufsicht befanden — Aufklarung zu betreiben?
e Welche Konsequenzen wurden bisher gezogen?

3. Luftfilter —Sachstand des Programms
Wir bitten die Landesregierung in ihrem Bericht besonders auf folgende Punkte
einzugehen:

e Wieist der Umsetzungsstand des Forderprogramms?

e Nach welchen Férderkriterien konnen Kitas Luftfiltergerate erhalten?

e Plantdas Land die Einhaltung der Forderkriterien vor Ort in den Kitas

nachzupriifen?
e Mit einem Bedarf von wie vielen Geraten rechnet das Land?
e Wann ist mit einer Auslieferung der Gerate zu rechnen?

Mit freundlichen GriRen

D Ploolzer

Dr. Dennis Maelzer
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	Der Ausschuss kommt überein, mit dem Tagesordnungspunkt 1 gemeinsam die Tagesordnungspunkte 4 und 15 zu behandeln sowie die Tagesordnungspunkte 11 und 13 gemeinsam aufzurufen.
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	4 Adipositasprävalenz durch verfehlte Coronapolitik – Maßnahmen entwickeln um Kinder und Jugendliche vor den Folgen des Lockdowns zu schützen
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	der Fraktion der AfD
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	– Abschließende Beratung und Abstimmung
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	Bericht
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	Vorlage 17/5635
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	Drucksache 17/13063
	Stellungnahme 17/4201

	Stellungnahme 17/4202
	Stellungnahme 17/4224
	Stellungnahme 17/4186
	Stellungnahme 17/4138
	– Abschließende Beratung und Abstimmung
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	Antrag
	der Fraktion der AfD
	Drucksache 17/14271
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	Der Ausschuss kommt überein, den Tagesordnungspunkt erneut auf die Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses am 28. Oktober 2021 zu nehmen.


	10 Betreuungssituation der Kinder und Jugendlichen nach der Umwetterkatastrophe (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 1])
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	Vorlage 17/5636
	In Verbindung mit:
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	der Landesregierung
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